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Neben vielen anderen Aktionen unter
dem Motto der GdP Hamburg „Hände
weg vom Weihnachtsgeld!“ gingen am 26.
November über 8.000 Beamte aus allen
Bereichen der öffentlichen Verwaltung
auf die Straße. Zuvor hatte der Hambur-
ger Innensenator Vahldieck auf der Per-
sonalversammlung der Polizei noch ver-
zweifelt versucht, die Weltwirtschaftskrise
für diesen „Sparhammer“ verantwortlich
zu machen. Ein mächtiges Pfeifkonzert
war die Folge.

Und nachdem die GAL Anfang De-
zember die schwarz-grüne Koalition been-
det hat, mehren sich die Zeichen, dass die
Proteste Wirkung gezeigt haben. In einer
ersten Wahlkampfrede des noch amtie-
renden Bürgermeisters Ahlhaus zeigt sich,
dass auch diese versuchte Gehaltskür-
zung um 5 % nach der Bürgerschaftswahl
im Februar 2011 vom Tisch sein könnte.
Aber solange dies nicht schwarz auf weiß
vorliegt, gehen die Proteste der GdP in
Hamburg weiter. Jörn Clasen
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TARIFPOLITIK:

Forderungen beschlossen

Als „mutlos“ bezeichnete der GdP-
Bundesvorsitzende Bernhard Witthaut
die Empfehlung der sogenannten Werthe-
bach-Kommission, von der Schaffung ei-
ner Bundesfinanzpolizei abzusehen: „Das
Verbleiben der operativen Einheiten des
Zolls innerhalb der Zollverwaltung ist
eine vertane Chance. Die Kommission
entscheidet damit gegen eine wirksamere
Bekämpfung von Schmuggel, Geldwä-
sche, Finanz-, Wirtschafts- und Betrugs-
kriminalität sowie illegaler Beschäftigung.
Eine aus der Zollverwaltung herausge-
löste Bundesfinanzpolizei wäre die rich-
tige und schnelle Antwort auf zersplitterte
Dienststellen und ineffiziente Doppel-
zuständigkeiten gewesen.“ Die Nichtbe-
rücksichtigung einer Bundesfinanzpolizei
lasse womöglich auf ein Machtwort des
Bundesfinanzministers schließen. Eine
hochkarätige Expertenkommission dürfe
sich aber vor keinen politischen Karren
spannen lassen.

INNERE SICHERHEIT:

Bundesfinanzpolizei
fallen gelassen

Transnet und GDBA haben sich Ende
November 2010 unter dem Dach des DGB
zur neuen Eisenbahn- und Verkehrsge-
werkschaft (EVG) zusammengeschlossen.

Die neue Gewerkschaft hat 240.000
Mitglieder. Erstmals in der Geschichte
der Bundesrepublik vereinigen sich damit
Organisationen des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) und des Deutschen
Beamtenbundes (DBB). Es handelt sich
zugleich um den ersten Zusammenschluss
großer Gewerkschaften seit der Entste-
hung von ver.di aus fünf Einzelorganisa-
tionen im Jahr 2001. Die neue Führung
besteht aus den bisherigen Vorständen
von TRANSNET und GDBA. Vorsitzen-
der ist der vormalige TRANSNET-Chef
Alexander Kirchner. red.

NEUE GEWERKSCHAFT
UNTER DGB-DACH:

Eisenbahn- und
Verkehrsgewerk-
schaft gegründet

Hamburg im November. Zeit für die
politisch Verantwortlichen, noch vor dem
Ende der nor-
malen Legis-
laturperiode
massiven und
e i n s c h n e i -
denden Spar-
maßnahmen
durchzuset-
z e n . U n d
während im
Bereich der
Kultur nach
erheblichem
Widers tand
aus allen Tei-
len der Bevöl-
kerung bereits
kräftig zurückgerudert wurde, bleiben
noch die Hamburger Beamten, denen
man quasi mit einem Federstrich die Son-
derzahlung zu Weihnachten kürzen und
ab A 13 sogar ganz streichen will. Dies soll
100 Millionen Euro einsparen.

HAMBURG:

Protest gegen Sparpläne

Anhebung der Entgelte um einen So-
ckelbetrag von 50 Euro und 3 % mehr
Gehalt – das bedeutet im Gesamtvolu-
men etwa 5 % mehr Einkommen – bei
einer Laufzeit von 14 Monaten, die
zeit- und inhaltsgleiche Übertragung
auf die Beamtinnen und Beamten der
Länder sowie eine Öffnungsklausel für
Altersteilzeitregelungen für regionale
Tarifverhandlungen – so lauten die am
14. Dezember 2010 in Berlin beschlos-
sene Forderung der Gewerkschaften
des öffentlichen Dienstes für die Ein-
kommensrunde mit den Ländern (TdL)
in 2011. Vertreterinnen und Vertreter
von ver.di, GdP, GEW und dbb/tari-
funion diskutierten ausgiebig die For-
derungslage, wägten Wirtschaftsdaten,
Erwartungshaltung der Mitglieder,
„gut gemeinte Ratschläge aus Politik
und Wirtschaft“ und den Abstand zur

TVöD Tabelle gut gegeneinander ab.
Heraus kam eine ausgewogene For-

derungslage, die zwar keine Bäume in
den Himmel wachsen lässt, aber eine
deutliche Absage an die Absicht der
Arbeitgeber darstellt, die Entgelterhö-
hung auf höchstens ein Prozent zu be-
grenzen. Am 4. Februar 2011 beginnen
die Verhandlungen in Berlin/Potsdam.

Zu ähnlichen Forderungen, wie sie
nun auf dem Tisch liegen, war am 2.
Dezember 2010 vorab die Große Ta-
rifkommission der GdP gekommen (4,6
Prozent Anhebung der Entgelte bei
einer Laufzeit von 12 Monaten, Über-
nahme von Auszubildenden und die
Angleichung der Jahressonderzahlung
Ost an West). Die GdP brachte diese
Beschlüsse in die gemeinsame Sitzung
der öD-Gewerkschaften ein. kör

Fotos: Clasen
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Mit Geschenkkartons ohne Inhalte aber
mit eindeutigen Botschaften zeigten etwa
160 GdP-Kolleginnen und -Kollegen am
9. Dezember gegenüber vom Niedersäch-
sischen Landtag in Hannover demonstra-
tiv, an welchen „Tatorten bei der Polizei“
noch immer die politischen Hausaufgaben
unerledigt sind.

Das Parlament hatte den Haushalt 2011
zu beraten. Am 10.12. 2010 wurde dieser
beschlossen. Er beinhalte-
te immerhin auch 390 Be-
förderungen in der Polizei.
Nachdem es im Jahr 2010
keine Stellenhebungen
gegeben hatte und die Le-
bensarbeitszeitverlänge-
rung ohne Hebungen auch
2011 für unzureichende
Beförderungen gesorgt
hätte, war diese Minimal-
Entscheidung allerdings
mehr als nötig. Der Stellv.
Landesvorsitzende Diet-
mar Schilff sagte bei seiner
engagierten Rede am De-
monstrationsstand: „Un-
ser Beruf ist Teamarbeit,
deshalb wollen wir endlich eine gerechte
Bewertung aller Beschäftigten in der Po-
lizei.“

Als Kernforderungen der GdP Nieder-
sachsen benannte er insbesondere:
• Ausschöpfung der Stellenplanobergren-

zen Verkürzung der Wartezeiten bei
Beförderungen von A9 nach A10

GdP tritt für Kernforderungen ein

Günther Schnupp ist tot. Er starb
am 12. November 2010 im Alter
von 85 Jahren in seiner Heimatstadt
Oldenburg. Günther Schnupp war
jahrzehntelang in Funktionen der
Gewerkschaft der Polizei bis hin zum
Geschäftsführenden Bundesvorstand
tätig. Er schied
1979 aus dem
GBV aus, als
er das Amt als
Kommandeur
der Schutzpo-
lizei im Regie-
r u n g s b e z i r k
W e s e r - E m s ,
O l d e n b u r g
ü b e r n a h m .
B u n d e s w e i t
kannten ihn die Leserinnen und Le-
ser von DEUTSCHE POLIZEI als
Fachschriftleiter für allgemeines und
besonderes Polizeirecht in Verbin-
dung mit dem bürgerlichen Recht,
Polizeiverwendung und -dienstkun-
de. Darüber hinaus machte er sich
einen Namen als Beamten- und Dis-
ziplinarrechtler.

Günther Schnupp war seit Juli 1949
Mitglied der Gewerkschaft der Po-
lizei.
Wir werden ihn in Erinnerun11 be-
halten.

Gewerkschaft der Polizei
Der Bundesvorstand

Nachruf

• Deutliche Erhöhung der Entgelte, der
Gehälter und Versorgungsbezüge

• Tarifverhandlungen ohne vorherige
Festlegung durch den Vorsitzenden der
TdL, Finanzminister Möllring

• weg mit dem A11-Erlass
• Perspektiven für Tarifbeschäftigte und

Polizeiverwaltungsbeamte
• Wiedereinführung des Weihnachts-

geldes

Abgeordnete aller Fraktionen ließen
sich am Stand der GdP sehen und zeigten
teilweise Verständnis für die Anliegen. An
der mehrheitlichen parlamentarischen Ent-
scheidung, nicht über die Minimalschritte
hinauszugehen, blieb gleichwohl nichts zu
jubeln. Die GdP lässt aber nicht locker und
bleibt weiter bei ihren Forderungen.

Uwe Robra

NIEDERSACHSEN:

Vor dem Haushaltbeschluss: Etwa 160 GdP-Kolleginnen und -Kollegen machten gegenüber
dem Niedersächsischen Landtag ihre Kernforderungen deutlich.

Geschenkkartons ohne Inhalte aber mit eindeutigen
Botschaften Fotos: Robra

Der GdP-Bundesvorsitzende: „In der
jetzigen Bedrohungslage muss man sich
darauf konzentrieren, das jeweilige Auf-
gabenprofil und die hochprofessionelle
Arbeit der einzelnen Behörden so rei-
bungslos wie möglich zu gestalten.“ Dabei
müsse intensiv am Schließen augenfälliger
Sicherheitslücken wie der Sicherheit der
Küsten und der Wasserwege gearbeitet
werden.

Als „Vorschlag zur Unzeit“ kritisierte
Witthaut die beabsichtigte Zusammen-
legung von Bundespolizei und Bundes-
kriminalamt zu einer Polizeibehörde:
„Sich aus einer Verschmelzung beider
Behörden ergebende Synergieeffekte lie-
gen nicht auf der Hand.“ red.
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Ausgewogene Forderung
Seit dem 14. Dezember steht fest:
Die Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes fordern für die Einkom-
mensrunde 2011 mit der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder eine
Anhebung der Entgelte um einen

Sockelbetrag
von 50 Euro und
3 % mehr Ge-
halt (beides
zusammen
bedeutet im
Gesamtvolumen
etwa 5 % mehr
Einkommen) bei
einer Laufzeit
von 14 Monaten,
die zeit- und
inhaltsgleiche
Übertragung auf
die Beamtinnen
und Beamten
in den Ländern
sowie eine Öff-
nungsklausel für
Altersteilzeit-
regelungen für

regionale Tarifverhandlungen.

Das ist ausgewogen. Manche haben
sich sicherlich mehr versprochen.
Aber das ist die gemeinsam ausgehan-
delte Forderung. Wir müssen uns an-
schließend an dem erzielten Ergebnis
messen lassen.
Für mich ist es das erste Mal, dass
ich als Bundesvorsitzender für die
Gewerkschaft der Polizei an den Ver-
handlungen teilnehme. Dafür kenne
ich den Vorsitzenden der Tarifge-
meinschaft der Länder, Dr. Hartmut
Möllring, aus meinen niedersächsi-
schen Zeiten sehr gut. Allein deshalb
wird auch diese Runde spannend
werden, sich in neuen Funktionen zu
begegnen.
Möllring hat schon weit vor Beginn
der Verhandlungen angekündigt, dass
die Ausgabensteigerungen auf höch-
stens ein Prozent zu begrenzen sind,
dass er eine höhere Tarifsteigerung

nicht mitmache und bei Entgeltsteige-
rungen über ein Prozent Personalabbau
erfolgen müsse.
Das sehen Wirtschaftswissenschaftler
und Politikerinnen und Politiker ganz
anders: Die Bundesarbeitsministerin
von der Leyen meinte, dass der Auf-
schwung zunächst denen gehöre, die
ihn erarbeitet haben und die Bundes-
kanzlerin befand, das die verbesserte
Situationen der Unternehmen sich auch
widerspiegeln müsse bei den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern.

Diese Haltung kann man nur teilen. Die
Konjunkturlage ist gut. Das Wirtschafts-
wachstum betrug 2010 3,5 Prozent und
wird für 2011 auf 2 Prozent prognosti-
ziert, während die Preise 2010 bei 1,1
Prozent lagen und 2011 auf 1,6 Prozent
geschätzt werden.
Die Einnahmen der Länder werden stei-
gen, die Ausgaben sinken.
Da liegen wir mit unserer Forderung
genau richtig, wenn man berücksichtigt,
dass wir den Verteilungsspielraum 2010
nicht komplett ausgenutzt haben und
auch den Anschluss an die TVöD Tabel-
le halten wollen.
Natürlich wissen wir, dass die Kon-
junkturentwicklung sich erst mit Ver-
zögerung bei den Steuereinnahmen
niederschlägt und die Länder sich durch
Vorgaben der sogenannten Schulden-
bremse zur Verminderung der Netto-
kreditaufnahme verpflichtet sehen; dass
die Länder Berlin, Schleswig-Holstein,
Saarland und Bremen im Blickpunkt
des Stabilitätsrates stehen und genau
geschaut wird, ob sie bis Mai 2011 die
Vorgaben der Schuldenbremse einhal-
ten.
Aber da kann und will ich es mit der
häufig gemachten Aussage meines
Vorgängers Konrad Freiberg halten:
Die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes, gleichgültig, ob Beamtin,
Beamter oder Tarifbeschäftigte, haben
die Ursachen für die Finanz- und Wirt-
schaftskrise nicht gesetzt, sie werden
auch die Folgen nicht allein beseitigen,

indem sie auf angemessene Entgelt-
steigerungen verzichten oder am
vorhandenden Verteilungsspielraum
nicht teilhaben. Unsere Forderung ist
moderat und berechtigt. Damit orien-
tieren sich die Gewerkschaften – wie
immer – am Gemeinwohl.

Die Stärkung der Binnennachfrage
gehört zu den grundlegenden Fak-
toren für eine stabile Wirtschaft.
Dafür brauchen unsere Kolleginnen
und Kollegen die nötige Vorausset-
zung: Mehr Geld im Portemonnaie!
Und dabei reden wir noch nicht ein-
mal davon, was ihnen durch höhere
Sozialversicherungsbeiträge gleich
wieder aus der Tasche gezogen wird.

Aber reden wir hier erst mal über die
klassische Tarifpolitik und machen
Sozialpolitik an anderer Stelle, da wo
sie hingehört: in die Auseinanderset-
zung mit der Regierung und in die
Gesetzgebungsverfahren.
In der Tarifpolitik wird verhandelt!
Und zwar ab 4. Februar.

Zur Untermauerung unserer berech-
tigten Forderungen möchte ich noch
ein Zitat des Focus-Chefredakteurs
Uli Baur anführen, der in der Aus-
gabe 48/2010 im „Memo des Chef-
redakteurs“ unter der Überschrift
„Ein Dank den Polizisten“ schrieb:
„Deutschland erlebt einen wirtschaft-
lichen Aufschwung, die Steuerein-
nahmen sprudeln. Wie üblich gibt es
schon allerlei Ideen, was man mit dem
Geld anstellen könnte. Dabei heißt
das Gebot: die Staatsschulden abbau-
en, abbauen, abbauen. Ein finanzielles
Danke sollten wir uns aber leisten: für
Polizistinnen und Polizisten, die uns
in diesen Zeiten ein Gefühl von Si-
cherheit schenken und wahrscheinlich
auch an Weihnachten Dienst fahren,
stehen und frieren werden und nicht
bei ihren Familien sein können.“
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forum
LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor, Leser-
briefe zu kürzen, um möglichst viele
KolleginnenundKollegenzuWortkom-
men zu lassen. Abgedruckte Zuschriften
geben nicht unbedingt die Meinung der
Redaktionwieder.AnonymeZuschriften
werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

Zum Einsatz an sich – ok – es ist si-
cher schwierig, Einsatzzeiten bei einem
derartigen Einsatz genau vorherzusehen.
Was aber nicht nachvollziehbar erscheint,
ist die mangelnde Verpflegung. 1. Wäre
es logistisch sicher möglich gewesen, ein
zusätzliches Lunchpaket bereit zu stellen
und 2. ist es nicht nachvollziehbar, dass ein
Hundertschaftsführer die bereitstehende
Verpflegung ablehnt, obwohl er wusste,
dass seine Leute seit Stunden nicht verpflegt
wurden. Ich war der Meinung, dass diese
Führungskräfte, die nach oben kuschen
und unten treten, ausgestorben sind – aber
offensichtlich weit gefehlt. Zudem kann ich
auch die Zwischenvorgesetzten nicht ver-
stehen, dass diese sich nicht für ihre Leute
einsetzen. Schlichtweg – schwach!!!

Josef Singer, per E-Mail

Und plötzlich hat man 296 Euro
weniger …

Als pensionierter Polizeibeamter hatte
ich bis Juni 2010 eine normale Pension. Ab
30. Juni wurde diese um 296 Euro gekürzt,
mit der Begründung, dass ich ab August
2010 eine Arbeiterrente in gleicher Höhe
erhaltenwerde.SosiehtderberühmteDank
des Vaterlandes aus.

Peter Mauß, Zweibrücken

Zu: Das Alter = Kostenfaktor?,
DP 10/10

Zu: Mit leerem Magen die
politische Suppe ausgelöffelt,

DP 12/10

1. Preis:
Luminox Modell 8252 mit revolutio-
närem Beleuchtungssystem
Wilfried Göbler (LB Rheinland-Pfalz)

2. Preis:
Oakley Brille „Monster Dog“
Christoph Flamann (LB Saarland)

3. - 5. Preis:
Bitburger Freizeitset (Rucksack, Out-
door-Fleece-Pullover, Sixpack Bitbur-
ger Alkoholfrei)
Andrea Hansen (LB NRW)
Rolf Kraft (Bezirk BPol)
Christian Hamm (LB Rheinland-Pfalz)

6. - 10. Preis:
Biotherm Homme Aquapower Pfle-
geset
Claudius Bambeck (LB NRW)
Bastian Brinkmann (LB NRW)
Dietmar Maus (LB Saarland)
Marcel Hodius (Bezirk BPol)
Sebastian Jacob (LB NRW)

11. - 15. Preis:
Garnier Pflege-Set Damen (Fructis Re-
Struktur Spülung und Shampoo, Fructis
Style Haarspray und Schaumfestiger)
Antje Röper ( LB Brandenburg)
Lisa-Katharina Kopf (LB Baden-
Württemberg
Ralph Stolze (LB Hessen)
Pascal Zimmer (LB Saarland)
Tabea Ludwig (LB Niedersachsen)

DP-WEIHNACHTS-PREISAUSSCHREIBEN

Die Gewinner
Zu unserem Weihnachtspreisausschreiben erreichten uns überwie-
gend richtige Einsendungen, unter denen wir die nachfolgenden
Gewinner ausgelost haben. Allen Preisträgern unseren herzlichen
Glückwunsch!
Viele Leserinnen und Leser haben uns gleichzeitig freundliche Weih-
nachts- und Neujahrsgrüße übermittelt. Dafür unseren herzlichen
Dank!

Hier die Gewinner des Weihnachts-
Preisausschreibens:

16. - 20. Preis:
Garnier Pflege-Set Herren (Fructis
Anti-Schuppen Shampoo, Fructis Sty-
le Gel und Fructis Style Beach-Look
Gum)
Manuel Mengs (LB Baden-Württem-
berg)
Holger Siegemund (LB Bayern)
Raimund Stroh (LB Rheinland-Pfalz)
Matthias Uhl (LB NRW)
Ralf Jaworski (LB Brandenburg)

21. Preis:
Reisenthel Tasche Travel e1 (OSG)
Tanja Wallenfels (LB NRW)

22. Preis:
Cartamundi Compact Poker Set (OSG)
Bernd Komossa (LB Bayern)

23. Preis:
Basecap GdP mit Leuchtleiste (OSG)
Carmen Lachmund (LB Niedersach-
sen)

Die DP-Redaktion
wünscht viel Freude
mit den Gewinnen.

Das waren die richtigen Antworten:
Frage 1: c) 160
Frage 2: a) 1950
Frage 3: b) Bei der Bundespolizei
Frage 4: a) Bernhard Schmidt
Frage 5: b) Leitfaden 150 –Versorgung

der Polizei im Einsatz
Frage 6: b) 31 %
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TITEL

24. ORDENTLICHER BUNDESKONGRESS DER GDP

Geschlossenheit – das ist unsere Stärke

„Sicherheit ist MehrWert“ –
unter diesem Motto tagte der
24. Ordentliche Bundeskongress
der GdP in Berlin.

254 Delegierte, darüber hinaus Gastdelegierte und Gäste, trafen sich
vom 22.-24. November 2010 unter dem Motto „Sicherheit ist Mehr-
Wert“ im Berliner Estrel Hotel zum 24. Ordentlichen Bundeskongress
der GdP. Sie wählten einen neuen Bundesvorsitzenden und einen neuen
Geschäftsführenden Bundesvorstand, sie diskutierten und befanden über
224 Anträge, die in den kommenden vier Jahren die GdP-Arbeit ganz
wesentlich bestimmen werden. Und sie machten deutlich, dass trotz der
Föderalisierungsreform I in Deutschland die GdP zusammensteht für eine
hohe Sicherheit in unserem Land und für die Interessen jeder und jedes
einzelnen Beschäftigten der Polizei.

Fünf Tage vor Kongressbeginn hatte
Bundesinnenminister Thomas de Mai-
zière erstmals öffentlich die Bevölke-
rung über eine hohe Terrorgefahr in
Deutschland informiert. Entsprechend
abgesichert war der Tagungsort – auch
wegen der prominenten Gäste: vornan
der Bundespräsident und der Bundesin-
nenminister.

Der Höhepunkt des ersten Kongress-
tages war zweifellos die Wahl des neuen
GdP-Bundesvorsitzenden und des Ge-
schäftsführen-
den Bundesvor-
standes am Nach-
mittag. Doch vor-
ab wurde – neben
weiteren Gästen
– Bundesinnen-
minister Dr. Tho-
mas de Maizière
auf dem Kongress
begrüßt.

In seiner An-
s p r a c h e g i n g
der Bundesin-
nenminister auf
die aktuelle Si-
cherheitslage in
Deutschland ein
und warnte da-
vor, angesichts
der jüngsten An-
schlagsbefürch-
tungen, die in
Deutschland le-
benden Muslime
unter einen „Ge-
neralverdacht“ zu
stellen.

Kritisch äu-

ßerte sich der Bundesinnenminister zu
öffentlichen Spekulationen über die
Terrorgefahren und wünschte sich, dass
mancher der selbsternannten „Terroris-
musexperten“ sein Wissen „für sich be-
hält“. Er würdigte hingegen ausdrücklich
den Einsatz der Polizeibeamtinnen und
-beamten auf Flughäfen, Bahnhöfen und
anderen öffentlichen Orten in der extre-
men Situation. Durch ihr Verhalten und
Auftreten hätten sie Vertrauen geschaffen
und der Bevölkerung ein zusätzliches Ge-

fühl der Sicherheit vermittelt. Natürlich
brauche man auch wachsame Bürger, aber
Sicherheit sei professionelle Aufgabe der
Sicherheitskräfte.

Auf die großen Herausforderungen
der Polizei eingehend – wie den Castor-
Einsatz, Stuttgart 21, Fußballspiele und
Demonstrationen – meinte de Maizière,
all das würde sehr wohl als kräfteverschlei-
ßende Einsätze registriert. Öffentlich in
den Focus sollten aber auch die kommen,
die täglich an x-beliebigen Stellen wie
Bahnhöfen usw. ihren Dienst versehen.
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Auch die Streifendienste hätten öffentliche
Wahrnehmung und Anerkennung nötig;
von ihnen erwartet man z. B. bei Amok-
läufen, dass sie sofort und professionell
reagieren. Das Brot- und Butter-Geschäft
sei genauso wichtig wie extreme Einsätze,
die im Rampenlicht stehen.

Kritisch setzte sich der Bundesinnen-
minister mit der Haltung einiger Bun-
despolitiker zum sogenannten „zivilen

Ungehorsam“ angesichts des zurücklie-
genden Castor-Transports auseinander.
Hier dürfe man die Maßstäbe nicht ver-
rücken: Wenn 12 Mitglieder des Bundes-
tages offen dazu aufrufen, zu schottern,
dann sei das unerhört und man hätte sich
schon gewünscht, dass die Partei- und
Fraktionsvorsitzenden das zumindest als
„nicht in Ordnung“ kritisiert hätten.

Deutliche Unterstützung signalisier-

te der Bun-
desinnmini-
ster für die
Anti-Gewalt-
Aktion der
GdP. Mit der
kürzlich vom
Bundeskabi-
nett beschlos-
senen Straf-
verschärfung
solle gesagt
werden: Hän-
de weg von
der Polizei.

Die hohe
Fachlichkeit
u n d S a c h -
k o m p e t e n z
der GdP wert-
schätzend, lud
de Maizière
die GdP-Spit-
ze spontan zu

einem zeitnahen exklusiven Sicherheits-
gespräch ein.

Politik setzt Ursachen für
extreme Lagen

Der zu diesem Zeitpunkt noch amtie-
rende GdP-Vorsitzende Konrad Freiberg
machte in seiner leidenschaftlichen Rede,
zu der der Bundesinnenminister noch
zugegen war, deutlich, dass die GdP die
Stimme der Polizei sei: „Was die Kolle-
ginnen und Kollegen ertragen, versuchen
wir in die Öffentlichkeit zu tragen – ohne
dabei als Rhetorik-Tarzan aufzutreten
und Menschen zu verunsichern“. Er wies

darauf hin, dass Politik Ursachen für ex-
treme Lagen schaffe. Zum Beispiel war
das Thema Atomenergie relativ befriedet,
das wurde von der Politik jedoch neu auf-
gemacht. Aber die Polizei könne keine ge-
sellschaftlichen Konflikte lösen: „Sie steht
für den Rechtsstaat als Institution, sie ist
neutral – auch wenn jeder einzelne Polizist
und jede Polizistin eine eigene Meinung
hat – sie schützen die Verfassung, nichts
anderes.“ Wer an dieser Stelle – speziell
am polizeilichen Personal – sparen wolle,
der handele verantwortungslos, denn das
gehe zu Lasten der Sicherheit der Bürge-
rinnen und Bürger, steigere aber darüber
hinaus die jetzt schon extreme Belastung
der Polizistinnen und Polizisten. Allein
bei der Bundespolizei betrage der Kran-
kenstand 15 Prozent.

Für die GdP müsse auch in Zukunft
gelten: „Glaubwürdigkeit und Zusam-
menhalt, das sind die Grundlagen erfolg-
reicher Arbeit. Wenn wir zusammenhal-
ten, sind wir unschlagbar!“

Die Kongressteilnehmerinnen und -Teil-
nehmer erhoben sich und verabschiedeten
Konrad Freiberg mit minutenlangem, stür-
mischem Beifall. 10 Jahre lang war er mit
Herz und Seele als GdP-Bundesvorsitzender
unterwegs. Zur Wahl trat er aus Altersgrün-
den nicht mehr an.

Herzlich verabschiedet wurde auf dem Kon-
gress Heinz Kiefer, 16 Jahre lang Mitglied
im Geschäftsführenden Bundesvorstand der
GdP und seit 1998 stellvertretender Bun-
desvorsitzender. Sein Engagement galt ne-
ben der Verbesserung der Bewältigung von
polizeilichen Großlagen und den Arbeits-
bedingungen der Bereitschaftspolizei vor
allem der 2006 vollendeten Umwandlung
der ehemaligen Polizeiführungsakademie in
die Deutsche Hochschule der Polizei.
Er kandidierte aus Altersgründen nicht
mehr.

Nach wie vor steht Heinz Kiefer aber der Eu-
ropean Confederation of Police (EuroCOP)
als Präsident vor und vertritt dort die Inte-
ressen der Polizeigewerkschaften in Europa.

„Wir brauchen wachsame
Bürger, aber Sicherheit ist
professionelle Aufgabe der
Sicherheitskräfte“

Fast 40 Jahre lang stellte Hans Adams als
Sekretär in der Bundesgeschäftsstelle sein
Beamtenwissen der GdP zur Verfügung. Der
Vorsitzende des Bundesfachausschusses
Beamten- und Besoldungsrecht, Carsten
Baum, verabschiedete ihn auf dem Kon-
gress herzlich in den Ruhestand.

24. ORDENTLICHER BUNDESKONGRESS DER GDP

Thomas de Maizière
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Neu gewählt für die nächsten vier Jahre

Der neue GBV: Jörg Bruchmüller, Andreas Schuster, Elke Gündner-Ede, Oliver Malchow,
Bernhard Witthaut, Frank Richter, Kerstin Philipp, Jörg Radek und Hugo Müller (v.l.).

Am Nachmittag und Abend des ersten
Kongresstages wurde der neue GdP-Bun-
desvorsitzende und der Geschäftsfüh-
rende Bundesvorstand der GdP gewählt:
Für den niedersächsischen Ersten Poli-
zeihauptkommissar Bernhard Witthaut
(55) als neuen GdP-Bundesvorsitzenden
stimmten 96 Prozent der wahlberechtigten
Delegierten.

Überwältigender Vertrauensbeweis: 96 Pro-
zent der Delegierten stimmten für Bernard
Witthaut als neuen GdP-Bundesvorsitzen-
den. Dieser dankte für das ihm entgegen-
gebrachte Vertrauen und wandte sich an
seinen Vorgänger: „Lieber Konny, Du hast
in unermüdlichem Einsatz die Belange der
Polizei wie auch die Sicherheitsinteressen
der Bürgerinnen und Bürger auf Deine Fah-
nen geschrieben. Dabei bist Du vor keinem
politischen Konflikt zurückgewichen. Diesen
Weg wird die GdP und werde ich unbeirrt
weitergehen.“

24. ORDENTLICHER BUNDESKONGRESS DER GDP

Bernhard Witthaut lernte ab 1975 die
polizeiliche Arbeit „von der Pike auf“.
Seit seinem Eintritt in die GdP 1982
übernahm er verschiedene Führungs-
funktionen. Mitglied des Geschäfts-
führenden Bundesvorstandes der
GdP wurde er 1994, 1997 übernahm
er den GdP-Landesbezirksvorsitz in
Niedersachsen. Seit 1998 fungierte
Bernhard Witthaut als stellvertretender
Bundesvorsitzender und wurde am 22.
November 2010 zum Bundesvorsitzen-
den der GdP gewählt.

In den vergangenen Jahren hat er
sich besonders erfolgreich für die Ent-
wicklung des Beamten-, Besoldungs-
und Versorgungsrechtes im öffent-
lichen Dienst eingesetzt. Er stand aber
auch seit vielen Jahren im GdP-Betreu-
ungsteam bei Castor-Transporten in
vorderster Linie und im Blitzlicht der
Medien. Deutlich und bestimmt hat er
dabei immer eine klare Deeskalations-
linie verfolgt und sich vermittelnd um
Friedlichkeit verdient gemacht – ohne
auch nur einen Moment die Interes-
sen der einzelnen Kolleginnen und
Kollegen, aber auch die Interessen der
Polizei insgesamt, aus dem Auge zu
verlieren.

Langjährige Mitstreiter schätzen an
dem 55-jährigen Ersten Polizeihaupt-
kommissar u. a. seinen feinsinnigen
Humor, seine Nachdenklichkeit, seine
Stringenz, sowie sein Bedürfnis und sei-
ne Fähigkeit, sich Menschen zuzuwen-
den – und hier vor allem den Problemen
der eher „schwachen“. In Diskussionen
ist zu beobachten, dass Bernhard Witt-
haut mehr auf schlüssige Argumenta-
tion und durchdachte Aussagen setzt,
als auf Lautstärke oder unausgegorene
populistische Forderungen.

An seine gewerkschaftliche Arbeit
ging er stets hartnäckig und zielstrebig
– eine Fähigkeit, die er auch in seinem
„Ausgleichssport“ trainiert: Als Lang-
streckenläufer hat er bei mehreren Ma-
rathonläufen sein Durchhaltevermögen
unter Beweis gestellt. An der Spitze der
größten Interessenvertretung der Polizei
in Deutschland ist diese Fähigkeit sicher
von enormem Vorteil.

Bernhard Witthaut ist verheiratet,
hat vier erwachsene Kinder und lebt in
Georgsmarienhütte.

Kurzportrait:
Bernhard Witthaut

In einer ersten kurzen Rede fand Bern-
hard Witthaut deutliche Worte: „Die Poli-
zei ist durch massiven Personalabbau, so-
ziale Verschlechterungen und eine von ihr
kaum noch zu bewältigende Aufgabenlast
in schwere Fahrwasser geraten. Das kann
so nicht weitergehen. Wir werden den
Druck auf die politisch Verantwortlichen
und unsere Dienstherrn weiter erhöhen.
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Geschlossenheit macht
uns stark

Bernhard Witthaut

In seiner Rede nach der Wahl sprach
der neue GdP-Bundesvorsitzende Bern-
hard Witthaut insbesondere die aktu-
ellen Probleme für die GdP-Arbeit an.
Hier einige der Punkte:

Im Zusammenhang mit der bevor-
stehenden Tarifrunde forderte der neue
GdP-Bundesvorsitzende vor allem die Ge-
schlossenheit aller Beteiligten ein: „Wir
müssen daran mitarbeiten, dass die TdL
nicht auseinanderbricht. Wir dürfen nicht
zulassen, dass der Arbeitgeber uns aus-
einanderdividiert. Geschlossenheit macht
uns stark. Das ist unser Vorteil!“ Diese
Geschlossenheit müsse sowohl zwischen
den Tarifbeschäftigten der Länder als auch
zwischen den Tarifbeschäftigten und den
Beamtinnen und Beamten bestehen. Das
gelte auch hinsichtlich der sozialen Siche-
rungssysteme: Was sich hier ändere, träfe
letztlich inhalts- und wirkungsgleich auch
für Beamtinnen und Beamte ein.

Rahmenbedingungen
schwieriger

Bernhard Witthaut wies auf die dras-
tisch veränderten Rahmendbedingungen
für polizeiliche Arbeit hin. Berufsty-

pische Belastungen stiegen ebenso wie
das Durchschnittsalter, die personelle
Unterbesetzung und Aufgabenfülle näh-
me zu. Und die Kolleginnen und Kol-
legen würden zusätzlich belastet durch
eine neue Qualität der Angriffe auf sie;
sie kämen häufig während des Dienstes
in existenzielle Grenzsituationen. Punkt
eins müsse daher sein, den Personalman-
gel wirksam zu beheben – und zwar in
jedem Bundesland. Die Sicherheit der
Bürgerinnen und Bürger dürfe nicht vom
Wohnort abhängen. Darüber hinaus brau-
che der Personalkörper dringend eine
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„Wir dürfen stolz auf das sein, was die GdP in den ersten sechs Jahr-
zehnten ihrer Existenz erreicht hat und wir sollten unser Licht nicht unter
den Scheffel stellen: Unter welchen Bedingungen würde die Beschäftigten der
Polizei in Bund und Ländern ihre Pflicht erfüllen, gäbe es die GdP nicht?

Die Mitbestimmung wäre für die Polizeibeschäftigten bereits seit langem auf
der Strecke geblieben. Die Wochen- und die Lebensarbeitszeit wären längst
überall auf dem möglichen Höchststand. Die zweigeteilte Laufbahn wäre
auch nach Jahren Überzeugungsarbeit nichts weiter als ein schöner Traum.
Wer hätte die vielfältigen Belastungen und Zumutungen des Wach- und Wechsel-
schichtdienstes zum Thema gemacht und annehmbare Schichtsysteme ausgehandelt?
Wer hätte sich nachhaltig für sachgerechte Ausstattung, eindeutige Ge-
setzesregelungen und wirkungsvolle Fahndungsinstrumente eingesetzt,
die unsere Kolleginnen und Kollegen in ihrer täglichen Arbeit brauchen?
Wer hätte neue Munition und flächendeckend Schutzwestenausstattung eingefor-
dert, Vollzugsdefizite in der Gesetzgebung angeprangert und dafür gesorgt, dass
der „Hilfsbeamte“ aus der Strafprozessordnung verschwindet?

Die GdP hat stets für eine demokratische und zivile Polizei stark gemacht, früh-
zeitig mit alten Ressentiments aufgeräumt und deutlich hervorgehoben, dass die
Polizei in einem freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat ihren Platz in der Mitte
der Bevölkerung gefunden hat.“

AusderRedevon BernhardWitthaut

Verjüngung, wobei es unbedingt bei einer
akademischen Ausbildung bleiben müs-
se. Ausdrücklich begrüßte es Bernhard
Witthaut, systematisch junge Menschen
mit Migrationshintergrund für die Polizei
in Deutschland zu gewinnen. „Weil sie
durch ihre sprachlichen und kulturellen
Kenntnisse eine besondere Qualifikation
mitbringen, können sie den Zugang zu
einzelnen Bevölkerungsgruppen erleich-
tern. Und: Die Vielfalt der Herkunfts-
länder aller in Deutschland lebenden
Menschen sollte sich auch in der Polizei
widerspiegeln!“

Wie sich die Belastungen der Polizei
auf den Gesundheitszustand der Kolle-
ginnen und Kollegen auswirken, dafür
brachte Bernhard Witthaut deutliche
Zahlen: In den Ländern seien Kranken-
stände ab 15 Prozent nicht ungewöhnlich.
Er verwies auf eine Studie der Bundespo-
lizei, die eindrucksvoll die Zusammen-
hänge von Organisation, Gesundheit
und Einsatz lieferten. Und er verwies auf
die Abkürzung PoW, die landauf landab
für „Polizist ohne Wochenende“ stehe.
Bernhard Witthaut rief dazu auf mitzuhel-
fen, die Gesundheitsförderung im Dienst
auszubauen. Seelische Belastungen dürf-
ten dabei nicht außer Acht gelassen wer-
den.

Eingehend auf die zunehmende Ge-
walt gegenüber den Polizistinnen und

Wir wollen das Ruder herumreißen. Ohne
uns ist kein Staat zu machen.“

In den nächsten Wahlgängen wurden
seine Stellvertreter – Polizeihauptkom-
missar Frank Richter (51) aus Nordrhein-
Westfalen, der saarländische Polizeidi-
rektor Hugo Müller (51), der Uelzener
Polizeihauptkommissar Jörg Radek (50)
und die Berliner Polizeiangestellte Ker-
stin Philipp (47) – gewählt. Zum dritten
Mal wurde der Brandenburger Kriminal-
hauptkommissar Andreas Schuster (51) in
seinem Amt als Bundeskassierer bestätigt.
Neu im Gremium ist der Kriminaloberrat
Oliver Malchow (47) aus Schleswig-Hol-
stein; er wurde GdP-Bundesschriftführer.
Als weitere GBV-Mitglieder wurden die
niedersächsische Polizeiangestellte Elke
Gündner-Ede (54) und – ebenfalls erst-
mals in dieses Gremium – der hessische
Erste Polizeihauptkommissar Jörg Bruch-
müller (51) gewählt.

Die Geschäftsverteilung wird auf einer
der nächsten Sitzungen des GBV erfolgen.

Wir dürfen nicht
zulassen, dass der
Arbeitgeber uns

auseinanderdividiert.
Geschlossenheit
macht uns stark.

Das ist unser
Vorteil!

60 Jahre GdP
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Ausdrücklich würdigte der Bundes-
präsident die von vielfältigen Aufgaben
geprägte Arbeit der Polizistinnen und
Polizisten. Diese habe viele Schattensei-
ten und oft sei die Gesundheit der Be-
amtinnen und Beamten stark strapaziert.
Zudem ernte die Polizei für ihre hervor-
ragende Präventionsarbeit oft zu wenig
Dank, da diese meist im Verborgenen
stattfinde. Doch vor allem bei der Gefah-
renabwehr dürfe die Polizei nicht allein ge-
lassen werden. Das GdP-Kongress-Motto
‚Sicherheit ist MehrWert‘ solle allen ein
Signal sein, dass
Prävention viel
koste, aber spä-
ter eben auch
Zinsen bringe.

Deutschland,
so der Bun-
d e s p r ä s i d e n t
weiter, sei ein
sicheres Land:
„Das ist ein gro-
ßer Verdienst
der Polizei und
ein Beleg für ih-
re erfolgreiche,
professionelle
Arbeit.“ Die
Menschen hät-
ten Vertrauen
in die Polizei. Es
gelte „die Stär-
ke des Rechts,
nicht das Recht
des Stärkeren“.
Die Polizei sei
die Basis der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung des Landes. Darauf dürf-
ten alle Polizistinnen und Polizisten stolz
sein. Doch die Polizei benötige Unter-
stützung.

Wulff forderte mehr politische Trans-
parenz, vor allem bei lang angelegten
Projekten. Die Menschen sollten immer
wieder über den Stand informiert werden
und sich in den Prozess eingebunden und
nicht ausgeschlossen fühlen. Aber auch
im alltäglichen Miteinander würde eine
ausgeprägtere Hilfsbereitschaft und mehr
Engagement auch von Eltern, Schulen,

Polizei verdient Solidarität, Sympathie,
Respekt und Dankbarkeit

„Solidarität, Sympathie, Respekt und Dankbarkeit: Das alles hat die
Polizei verdient“, sagte Bundespräsident Christian Wulff den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern des 24. Ordentlichen Bundeskongresses in
seinem Grußwort am 24. November.

Kommunen und sozialen Einrichtungen
die Arbeit der Polizei erleichtern.

Lobende Worte fand Bundespräsident
Wulff für die Gewerkschaft der Polizei,
die in den 60 Jahren ihres Bestehens kon-
kret an der Erfolgsgeschichte der Po-
lizei und Deutschlands mitgeschrieben
habe. Die GdP habe dazu beigetragen,
die Polizei in ein demokratisches System
einzubetten, sie habe eine „mitdenkende“
Polizei gefördert und dabei geholfen, die
Polizei an Veränderungen anzupassen.

Im Namen Deutschlands dankte Bun-
despräsident Wulff dem ehemaligen
GdP-Bundesvorsitzenden Konrad Frei-
berg für couragiertes, kompetentes und
engagiertes Eintreten für die Polizei
und die innere Sicherheit des Landes.
Seinem Nachfolger, dem neuen GdP-
Vorsitzenden Bernhard Witthaut, bot
der Bundespräsident einen regelmäßigen
Gesprächsaustausch an. Die Rede des
Bundespräsidenten ist zu finden unter:

Bundespräsident Christina Wulff bot dem neuen GdP-Bundesvorsitzen-
den einen regelmäßigen Gesprächsaustausch an.
B d ä id Ch i i W lff b d GdP B d if

Polizisten und auf die Forderung der GdP
nach einem eigenen § 115 zur Problematik
würdigte Bernard Witthaut das Handeln
der Bundesregierung, die den Strafrah-
men um ein Jahr nach oben erhöhen will.
Das reiche zwar nicht, sei aber als eine
direkte Reaktion auf unsere politische
Forderung zu werten.

Er beendete seine analytische und pro-
grammatische Rede mit dem Verspre-
chen: „Die Gewerkschaft der Polizei wird
auch zukünftig die Finger in die Wunde
legen. Wir werden nicht nachlassen, uns
für die Kolleginnen und Kollegen einzu-
setzen. Wir werden aber auch nicht nach-
lassen, unseren Beitrag für ein sicheres
Leben in Deutschland zu leisten.“

Auf seiner ersten Pressekonferenz
als GdP-Bundesvorsitzender stellte sich
Bernhard Witthaut den Fragen der zahl-
reichen Journalisten. Dabei erteilte er u.
a. dem Vorschlag des Bundes Deutscher
Kriminalbeamter (BdK) eine klare Ab-
sage, angesichts des Personalmangels bei
der Polizei und der aktuellen Bedrohungs-
lage die Bundeswehr zur Unterstützung
der Polizei einzusetzen:

„Wir brauchen keine Feldjäger, die im
Innern Aufgaben der Polizei überneh-
men. Dazu sind sie nicht ausgebildet. Wir
wollen keine Vermischung der bewährten
und klar getrennten Zuständigkeiten von
Polizei und Bundeswehr. Das ist nicht die
richtige Antwort auf den eklatanten Per-
sonalabbau bei der Polizei in den letzten
zehn Jahren.“

Pressekonferenz
Z

s
d
w
s
„
ß
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r
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Bernhard Witthaut: „Wir brauchen keine
Feldjäger vor dem Reichstag.“ Der neue
GdP-Chef bei seiner Premieren-Pressekon-
ferenz.
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Alle Reden und Grußworte sind zu finden
unter:
http://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/regru
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Dr. Ehrhart Körting stellte angesichts
der aktuellen Sicherheitslage die Fra-
ge nach Art und Umfang notwendiger
Schutzmaßnahmen. Die deutsche Sicher-
heitsarchitektur sei tragfähig und in ho-
hem Maße professionell; die vorhandenen
Ressourcen seien ausreichend, um auch
besondere Belastungen über einen län-
geren Zeitraum zu bewältigen, meinte er.
„Effiziente Planung heißt für mich aber
auch, dass eben nicht für alle denkbaren
Szenarien Personal und Sachmittel zur
ständigen Verfügung vorgehalten und
unbegrenzt eingesetzt werden können.“

Wie im aktuellen Fall sei darüber hi-
naus aktives, schnelles, offenes und ehr-
liches Kommunizieren das oberste Gebot:
Die Situation müsse klar und ungeschönt
dargelegt werden, denn jeder Versuch
der Verharmlosung sei sinnlos und im
Zweifelsfall schädlich.

Eingehend auf den jüngsten Castor-
Einsatz seien aus Sicht der Innenmini-
ster und -senatoren zwei Gesichtspunkte
diskussionsbedürftig: Aufwand und Für-
sorge.

Einsatzlagen wie die, mit denen wir
uns in diesen Wochen und Tagen kon-

Aus den Grußworten:

Deutsche Sicherheits-
architektur ist tragfähig
und hoch professionell

Zahlreiche Grußworte hat die GdP aus der Politik, von befreundeten Ge-
werkschaften und Organisationen bekommen. Herzlichen Dank für alle.
Hier einige Auszüge aus den Reden vom Berliner Senator für Inneres und
Sport, Dr. Erhart Körting, vom DGB-Vorsitzenden Michael Sommer und
vom SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel. Sie richteten ihr Wort persönlich
an die Kongressteilnehmerinnen und -teilnehmer sowie deren Gäste.

frontiert sehen, so Dr. Körting, wünsche
sich zwar niemand, sie seien aber Teil
unserer Realität. Er vertraue diesbezüg-
lich auf die deutsche Polizei, die ihrerseits
darauf vertrauen dürfe, dass die Politik
zu ihr stehe und stets die angemessenen
Rahmenbedingungen schaffe, so dass die
Polizei ihren gesetzlichen Auftrag wie
immer professionell erfüllen könne.

Berlins Senator für Inneres und Sport
Dr. Ehrhart Körting

DGB-Vorsitzender Michael Sommer
fand deutliche Worte: Die Polizei dür-
fe nicht ins Feuer geschickt werden für
Entscheidungen, die die Politik über die
Köpfe der Bevölkerung getroffen habe.
Und: Die Polizei dürfe nicht zum Büttel

gemacht werden für Versäumnisse von
Justiz und Polizei.

Auch er machte seinen Standpunkt
deutlich, dass die innere Sicherheit keine
Sache von Bundeswehr und Sicherheits-
diensten werden dürfe.

Die Polizei leiste gute Arbeit und die
Beschäftigten wollten deshalb auch gu-
te Arbeit haben – also vor Überlastung
bewahrt werden, einigermaßen famili-
enfreundliche Arbeitszeiten haben, sie
brauchten Schutz und wollten mit Würde
behandelt werden!

Hinsichtlich der Sparmaßnahmen im

Parallelgesellschaften
gibt es auch im Frankfurter

Bankenviertel

DGB-Vorsitzender Michael Sommer
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Der SPD-Parteivorsitzende Sigmar
Gabriel hat sich gegen den Einsatz der
Bundeswehr im Inneren und gegen den
„drastischen Personalabbau“ bei der Poli-
zei ausgesprochen. Er sei überrascht, dass

der Bund Deutscher Kriminalbeamter
den Einsatz der Bundeswehr angesichts
der aktuellen Bedrohungslage fordere:
Wir sind hier nicht im Krieg. Für ihn sei
der Garant der Gefahrenabwehr eine
gut ausgebildete und gut ausgestattete
Polizei. „Daran darf sich in Deutschland
nichts ändern!“. Es sei schlicht, so Gabriel
weiter, für eine dauerhaft erhöhte Gefah-
renabwehr brauche man mehr gut ausge-
bildete und ausgestattete Polizeibeamte.
Alles andere schaffe nicht mehr, sondern
weniger Freiheit:

„Die Debatte ist so alt wie die Aufga-
be, die innere Freiheit in Deutschland zu
sichern. Immer wieder tauchen Forde-
rungen auf, andere als Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamte als Garanten für diese
innere Freiheit einzusetzen: Mal sind es
Bürgerwehren, mal Hilfspolizisten, mal
Soldaten. Ich sage Ihnen: Die Bürgerinnen
und Bürger vertrauen der Polizei. Und sie
wollen sicher sein, dass dort, wo Polizei
draufsteht, auch Polizei drin steckt.“

Gabriel sprach sich auch für eine Bun-
desfinanzpolizei unter dem Dach der Bun-
despolizei aus.

öffentlichen Dienst riet Micheal Sommer:
Wenn man als Staat Geld suche, gäbe es
andere Quellen, als die seiner Diener.

Im Übrigen gäbe es nicht nur in Kreuz-
berg Parallelgesellschaften, es gäbe sie
auch im Frankfurter Bankenviertel.

Wo Polizei draufsteht,
muss auch Polizei

drin stecken

SPD-Parteivorsitzender Sigmar Gabriel
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Grundsatz das staatliche Gewaltmonopol,
damit den Rechtsstaat und widerspreche
dem berechtigten Bürgeranspruch auf die
Gewährleistung von Sicherheit.

Armut bekämpfen, Bildung
fördern = Innere Sicherheit

verbessern

Der Bundesvorstand wird beauftragt,
die Politik aufzufordern, konkrete Maß-
nahmen zu treffen, dass unverzüglich
mit allen betroffenen gesellschaftlichen
Gruppierungen, Vereinen und Instituti-
onen ein Konzept mit zeitlich festgelegten
Handlungsperspektiven entwickelt wird,
um durch Armutsbekämpfung und Bil-

Kein Ersatz der Polizei
durch Private

Mit aller Macht, so die einmütige Auf-
fassung der Delegierten müssten die Pläne

der Bundesländer, fehlende Polizeikräfte
durch Bürgerwehren, Bürgerstreifen und
private Sicherheitsdienste zu ersetzen,
durchkreuzt werden. Hobby-Polizisten
und wenig qualifizierte Sicherheitsdienst-
ler seien mit professioneller Polizeiar-
beit klar überfordert. Dies gefährde im

Diskutiert und abgestimmt
Über 224 Anträge haben die
Delegierten auf dem Kongress
abgestimmt. Hier nur ein kleiner
Ausschnitt:

dungsförderung die Innere Sicherheit zu
verbessern.

Chancengleichheit
in der Polizei

Frauen stellen nahezu ein Viertel der
Beschäftigten in der Polizei – mit stei-
gender Tendenz. Als Vertreterin aller
Beschäftigten in der Polizei wird sich die
GdP daher für geschlechtergerechte Leis-
tungsbewertung, faire Aufstiegschancen
sowie eine bessere Vereinbarkeit von
Familie und Beruf einsetzen.

Arbeits- und Gesundheitsma-
nagement in der Polizei

Die Delegierten forderten ein auf die
Polizei und ihre spezifischen Belastungen
und Beanspruchungen abgestimmtes Ar-
beits- und Gesundheitsmanagement.

Ein adäquates Arbeits- und Ge-
sundheitsmanagement, das sowohl die
„klassische“ betriebliche Gesundheits-
förderung, als auch die Regelungen des
Arbeitsschutzes beinhaltet, in einem All-
round-Konzept zusammengeführt, könnte
gesundheitliche Fehlentwicklungen mit-
tel- und langfristig korrigieren.

Pensionsfonds

„Echte“ und für die Öffentlichkeit
transparente Pensionsfonds für Beam-
tinnen und Beamte forderten die Dele-
gierten. Transparent sollten diese Pen-
sionsfonds sein, damit die Öffentlichkeit
weiß, welche Gelder in diesem „Topf“
sind.

Die 224 Anträge sind nachzulesen unter:
www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/buko_
antraege

Gerd Diefenthaler aus NRW diskutierte en-
gagiert mit hohem Sachverstand und lang-
jähriger Erfahrung bei der Antragsberatung.

B
g
B
G
t
s
F

P
u

Dagmar Hölzl, Vorsitzende der Frauengruppe
(Bund) der GdP: „Die Verwirklichung der
Chancengleichheit von Männern und Frauen
ist eines der Zukunftsthemen für unsere
Gesellschaft.“

Abstimmungsmarathon: 224 Anträge standen zur Debatte.

Unter Leitung von TV- und Radio-
Journalist Dr. Thomas Hestermann dis-
kutierten der Vorsitzende der Innenmi-
nisterkonferenz und Hamburger Innen-

Diskussion um Gewalt

Eines der wichtigsten Themen,
denen sich die GdP zurzeit widmet,
ist die Gewalt gegen die Polizei.
Am letzten Kongresstag kamen
Praktiker, ein Forscher, ein Politi-
ker und die GdP ins Gespräch.

24. ORDENTLICHER BUNDESKONGRESS DER GDP
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senator Heino Vahldieck, der Leiter der
Studie „Gewalt gegen Polizei“ und Chef
des Kriminologischen Forschungsinsti-
tutes Niedersachsen e. V. (KFN) Prof.

Dr. Christian Pfeiffer, PHK und stellv.
GdP-Frauenvorsitzende Erika Krause-
Schöne (GdP-Bundespolizei), PHK Ger-
hard Kirsch (stell. Vorsitzender GdP-

Hamburg) sowie der neu gewählte GdP-
Bundesvorsitzende Bernhard Witthaut.

Was lässt Teile der Gesellschaft so ver-
rohen, dass Gewalt gegen ihre Umwelt
zum Alltag gehören? Ist es das dumpfe
Abreagieren von Staatshass, was zu Ge-
waltausbrüchen gegen die Polizei führt?
Ist es Inhaltsleere, die die Zuflucht zum
Alkohol begünstigt und zu Gewaltaus-
brüchen nicht nur im familiären Bereich
führt? Ist es das veränderte Freizeitver-
halten, das zunehmend geistige Verwahr-
losung, mangelnden Respekt und Scham-
losigkeit hervorbringt?

Es gibt eine Menge Anhaltspunkte. Es
gibt Studien, die Zusammenhänge und
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PHK Erika Krause-Schöne: Wenn man bei
jeder Beleidigung eine Anzeige schreiben
würde, käme man nicht mehr nach. Links
Moderator Thomas Hestermann, rechts PHK
Gerhard Kirsch.

24. ORDENTLICHER BUNDESKONGRESS DER GDP
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Tendenzen erkennen lassen. Auf diesen
Grundlagen muss dann aber auch gehan-
delt werden. Sonst bleibt alles Theorie
– und die ist grau.

Fakt ist, dass Polizistinnen und Po-
lizisten spürbar zunehmend Ziele von
Gewaltangriffen sind. Dafür hatten die
beiden Polizeihauptkommissare etliche
Beispiele – auch aus eigenem Erleben.
Das reichte vom Locken in einen Hin-

terhalt und gezielten Schlägen mit einem
Baseballschläger auf den Kopf über
Treten ins Gesicht eines Polizisten bis
hin zum Bespuckt werden – ebenfalls
ins Gesicht. Die Bundespolizistin Erika
Krause-Schöne: „Spucken ins Gesicht,
das tat schon weh. Das zweite Mal tat es
weh, als der Täter ohne Strafe bei Gericht
davon kam.“

Einzige Forderung könne nur sein: Wer
in Deutschland Polizisten angreift, muss
mit Strafe rechnen – und zwar sofort, so

Als der Kongress am 24. November
offiziell beendet worden war, lagen hinter

den Teilnehmerinnen und Teilnehmern
drei inhaltsreiche, aber auch anstrengende

Fazit

24. ORDENTLICHER BUNDESKONGRESS DER GDP

GdP-Bundesvorsitzender Bernhard
Witthaut:
Wer in Deutschland Polizisten an-
greift, muss mit Strafe rechnen –
und zwar sofort.1

Prof. Dr. Christian Pfeiffer, Direktor
des KFN: Es gibt einen Zusammen-
hang zwischen Zuflucht zum Alkohol-
missbrauch und Gewaltanwendung.

Einzige Forderung
kann nur sein: Wer
in Deutschland Poli-
zisten angreift, muss
mit Strafe rechnen –

und zwar sofort.
Bernhard Witthaut. Und Erika Krause-
Schöne ergänzte, außerdem müsse der
Dienstherr hinter den Polizistinnen und
Polizisten stehen. Anerkennung gab es da-
bei für die GdP: Sie war mit ihrem Rechts-
schutz immer an der Seite der Kolleginnen
und Kollegen.

Darüber hinaus sahen die Diskutanten
Handlungsbedarf im Bereich der Präven-
tion. Dazu gehören unbedingt Bildung,
bundesweite Einschränkung des Alkohol-
konsums, Integration von Menschen mit
Migrationshintergrund und polizeiliche
Prävention. Erika-Krause Schöne: Prä-
vention ist das A und O. Aber stattdessen
werden dafür die Gelder beschnitten.

Bernhard Witthaut
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60 Jahre GdP – die viel beachtete Aus-
stellung war immer wieder Treffpunkt
zum Erinnern und Diskutieren. Hier mit
der „Macherin“ Laura Ede.

Tage, die die facettenreiche gewerkschaft-
liche Arbeit widerspiegelten – und weil
die große Politik Auswirkungen auf die
Arbeit und das Leben jedes einzelnen

Mitgliedes und seinee Familie hat, wird
sich die GdP genau um diese Dinge küm-
mern: angefangen von der großen Politik
bis zur Interessenvertretung im Einzelfall.

Das wird in den vier Jahren bis zum
nächsten Kongress viel Arbeit bedeuten.
Aber die GdP ist gut aufgestellt. Und
gewerkschaftliche Arbeit kann viel Spaß
und Freude machen, weil man sich unter
Gleichgesinnten für Gutes einsetzt. Nicht
immer folgt der Erfolg auf den Fuß, aber
was die GdP in den 60 Jahren ihres Be-
stehens erreichen konnte, ist beträchtlich.
Davon kündete auch die viel beachtete
Ausstellung zum GdP-Jubiläum unserer
Gewerkschaft.

Wie sagte doch Bernhard Witthaut zu
Beginn des Kongresses: „60 Jahre lang
haben wir für unsere Kolleginnen und
Kollegen gekämpft und Erfolge erreicht.
Lasst uns den Weg weiter gehen. Dafür
brauchen w1ir einen langen Atem.“

Texte: Marion Tetzner
Fotos: Hagen Immel

24. ORDENTLICHER BUNDESKONGRESS DER GDP

Klimaschützer unter sich
Kernkraftwerk Neckarwestheim und Photovoltaik: CO²-Ausstoß = Null

Gemeinsam in eine nachhaltige Energiezukunft.

Erneuerbare Energien und Kernenergie sind ideale

Partner einer klimafreundlichen Stromversorgung.

Sie erzeugen Strom, ohne dass CO² entsteht.

Durch ihre hohe Flexibilität können Kernkraftwerke

naturbedingte Schwankungen Erneuerbarer Energien,

wie Windenergie, ausgleichen. Das sorgt für ein

stabiles Netz und eine sichere Stromversorgung rund

um die Uhr. Eine Laufzeitverlängerung leistet

einen großen Beitrag zum Klimaschutz: Die

17 deutschen Kernkraftwerke vermeiden pro

Jahr bis zu 150 Millionen Tonnen CO². Das ist so

viel, wie der gesamte Straßenverkehr in Deutsch-

land jährlich verursacht.

Mehr Informationen unter www.kernenergie.de
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Eine deutschlandweite und alle Bun-
desländer umfassende Gewaltstudie wä-
re sicher noch aussagekräftiger, aber sie
scheiterte am politischen Widerstand,
insbesondere aus den Reihen der Union
und einer kleinen Polizeigewerkschaft.
Gleichwohl ist es gelungen, in zehn Bun-
desländern insgesamt 20.938 Polizeibe-
amte zu befragen. Von diesen Beamten
haben in den Jahren 2005 bis 2009 12,9 %
mindestens einen Gewaltübergriff erlebt,
der eine mindestens eintägige Dienstun-
fähigkeit zur Folge hatte.

Den zweiten Teil der Studie initiierte
die GdP. „Unser Ziel war es, Ursachen
und Auswirkungen der schwerwiegenden
Verletzungen unserer Kolleginnen und
Kollegen zu erforschen, um so Material
über das Ausmaß der Gewalt, aber auch
für eventuell zu verändernde Schutzmaß-
nahmen zu erhalten. Die sogenannte qua-
litative Studie ist also die gemeinsame
Studie von GdP und KFN“, betonte der
Bundesvorsitzende der GdP, Bernhard
Witthaut.

Die befragten Beamten wurden gebe-
ten, Informationen zu geben, und zwar
zu den Tätern, zum Geschlecht, zu den
Einsatzbedingungen und auch zu den
Einsatzorten. Abgefragt wurde darüber
hinaus Art und Umfang der Verletzung,
Behandlungszeit sowie Art und Dauer des
Strafverfahrens, Umfang der strafrecht-
lichen Reaktion und Bewertung der Strafe
durch den verletzten Beamten.

Die Täter von Gewalt gegen Polizeibe-
amte agieren zumeist alleine (74,8 %). Sie
sind männlich (92,9 %) und in der Regel
jüngeren Alters, rd. 60 % unter 25 Jahre.

KRIMINALPOLITIK

Jung, männlich, alkoholisiert und häufig
nicht deutsch

2. Gewaltstudie bringt klare Ergebnisse

Fast zehn Jahre nach der ersten Studie über Gewalt gegen Polizei hat die
Gewerkschaft der Polizei (GdP) gemeinsam mit dem Kriminologischen
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) eine Folgestudie initiiert. Wie
berichtet, haben zehn Bundesländer am ersten Teil, dem sogenannten
quantitativen Bericht, teilgenommen.
Teil 2 der Studie – die sogenannte qualitative Studie – beschäftigte sich
mit Ursachen und Auswirkungen der schwerwiegenden Verletzungen
unserer Kolleginnen und Kollegen. Die Ergebnisse präsentierte das KFN
Anfang Dezember 2010.

Dass die Täter vornehmlich männlich
sind, ergibt sich auch aus den Befunden
der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS)
zu den Tatverdächtigen von Widerstands-
handlungen gegen Vollstreckungsbeamte.
Im Jahr 2009 waren 87,2 % der Tatver-
dächtigen männlichen Geschlechts.

Migrationshintergrund

Die befragten Polizeibeamten gaben
an, dass rd. 40 % der Täter von Polizeige-
walt eine eindeutig benennbare nichtdeut-
sche Herkunft haben, wobei die Beamten
nicht differenziert haben, ob der Täter
deutscher Staatsangehöriger ist. Es kam
auf die Wahrnehmung eines vorhandenen
Migrationshintergrundes an.

Das KFN stellt hierzu fest, dass Mi-
granten unter den Gewalttätern gegen-

über der Polizei etwa doppelt so häufig
zu finden sind, wie es ihr Anteil an der
Grundgesamtheit erwarten ließ. Der
Anteil nichtdeutscher Täter liegt in Ost-
deutschland mit 11,4 % deutlich nied-
riger als in Westdeutschland und Berlin
mit 42,4 %. Dieser Anteil verschärft sich
in Großstädten mit mindestens 500.000
Einwohnern; hier liegt der Anteil nicht-
deutscher Täter bei 51,5 %.

Einen interessanten Zusammenhang
gibt es auch zur Übergriffsituation. Wäh-
rend bei Demonstrationen nur 24,7 %
einen Migrationshintergrund haben, ist
bei der Einsatzsituation Festnahme/Über-
prüfung verdächtiger Personen der Anteil
nichtdeutscher Täter mit 54,2 % eher
hoch. Gleiches gilt beim Einsatz Streite-
reien/Schlägereien ohne familiären Hin-
tergrund mit 50,3 % nichtdeutscher Täter.
283 der in der Studie benannten 874 auf-
geführten nichtdeutschen Täter stammen
aus Ländern der ehemaligen Sowjetunion
(32,4 %), 351 (40,2 %) der Täter aus is-
lamischen Ländern und 202 (23,1 %) der
Täter stammen aus der Türkei.

Feindschaft gegenüber
Polizei und Staat

Als zweithäufigstes Motiv für den Über-
griff auf Polizisten haben die befragten

Anteil an Fällen von Widerstand gegen die Staatgewalt, die von allein handelnden, die von
unter Alkoholeinfluss stehenden und die von bereits als Tatverdächtige in Erscheinung ge-
tretenen Tatverdächtigen verübt wurden, 2005 bis 2009 (in %)
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Polizeibeamten Feindschaft gegenüber
der Polizei bzw. dem Staat aufgeführt, bei
nichtdeutschen Tätern ist dieser Anteil so-
gar noch höher. In 37,8 % der Fälle wollte
sich der Täter mit Gewalt der Festnahme
entziehen, aber in 30,5 % der Fälle war
die Feindschaft gegenüber der Polizei das
auslösende Moment. Bei ausschließlich
von türkischen Personen ausgeführten
Taten, so das KFN, wird mit 35,4 % als
Motiv die Feindschaft gegenüber Staat
und Polizei berichtet. Im Zeitraum 2005
bis 2009 ist diese Motivlage auch deutlich
angestiegen: betrug sie 2005 noch 24,9 %,
liegt ihr Anteil im Jahr 2009 bei 32,2 %.

Feindschaft gegenüber Polizei und
Staat wird zunehmend bei Störung der
öffentlichen Ordnung sowie bei Veran-
staltungen genannt. „Teilweise ungehört,
haben wir nun über viele Jahre das Pro-
blem der Staatsfeindlichkeit vieler Bür-
ger benannt. Durch die KFN-Studie sind
unsere schlimmsten Befürchtungen belegt
worden. Wenn wir nicht aufpassen, leben
wir bald in einer Gesellschaft, in der es of-
fenkundig legitim ist, gegen jede staatliche
Institution vorgehen zu dürfen“, mahnt
Bernhard Witthaut.

Alkohol gewinnt weiter
an Einfluss

Während laut Polizeilicher Kriminal-
statistik (PKS) im Jahr 2005 62,8 % aller
Widerstandshandlungen unter Alkohol-
einfluss geschahen, lag 2009 der Anteil
schon bei 66,1 %. Bei Übergriffen auf
Polizeibeamte, die in dieser Studie erfasst
wurden, waren 70 % der Täter alkoholi-
siert. Wenn sich der Übergriff im Rahmen
einer Veranstaltung zugetragen hat, liegt
der prozentuale Anteil alkoholisierter
Straftäter bei 93,1 %. Weibliche Täter
und Täter im Kindes- und Jugendlichen-
alter sind seltener alkoholisiert. Kulturell
bedingt ist offenkundig der Anteil der
alkoholisch beeinflussten Täter im Zu-
sammenhang mit dem Herkunftsland.
Während Täter aus der ehemaligen So-
wjetunion zu 82,1 % bei ihren Gewaltta-
ten alkoholisiert sind, beträgt der Wert
bei Täter aus islamischen Ländern 33,8 %.
Deutsche Täter sind in 75 von 100 Fällen
alkoholisiert.

Wiederholungstäter

Zwei Drittel der Angriffe werden von
Personen begangen, die bereits polizeibe-
kannt sind. Auffällig ist, dass sowohl in der
PKS als auch in dieser Studie rd. 65 % der

Personen, die einen gewalttätigen Über-
griff auf einen Polizeibeamten verüben,
bereits polizeilich in Erscheinung getreten
sind. In den Fällen, in denen Kinder oder
Jugendliche die Täter darstellen, sind dies
67,2 %. Nichtdeutsche Täter sind etwas
häufiger polizeilich bekannt als deutsche
Täter. Für die betroffenen Beamten hat
dieser Umstand ein erheblich frustrati-
onsauslösendes Potential. Viele sehen sich
nämlich von der Wirkung einer früheren
Maßnahme enttäuscht, wenn sie von einer
Person verletzt werden, die bereits poli-
zeilich und strafjustiziell behandelt wurde.
Die befragten Polizeibeamten haben ins-
besondere diese Situation als demotivie-
rend erlebt, denn der polizeibekannte Tä-
ter verkörpert geradezu den scheinbaren
Misserfolg polizeilicher Arbeit.

Zusammenhang von Tätermotiva-
tion und psychischer Belastung

Die Dauer der Dienstunfähigkeit und
das Ausmaß posttraumatischer Bela-
stungsstörungen sind abhängig von der
Motivlage des Täters. Handelt der Tä-
ter in Tötungsabsicht, steigt das Risiko,
dass eine Belastungsstörung ausgebildet
wird. Bestimmte Tätermotive, wie die
Feindschaft gegenüber der Polizei, die
politische Gewalt oder persönliche Rache,
stehen mit dem Grad der ausgebildeten
Belastungsstörung in Beziehung. Die psy-
chische Belastung scheint bei emotional
feindlichen Übergriffsituationen deutlich
höher zu sein. Es ist zu konstatieren, dass
die Dauer der Dienstunfähigkeit laut KFN
niedriger ist, wenn der Täter einen nicht-
deutschen Hintergrund oder alkoholisiert
oder bereits polizeilich bekannt ist. Dieses
Studienergebnis kann dadurch erklärt
werden, dass die Polizeibeamten unmit-
telbar vor dem Übergriff bereits aus der
Situation heraus das Geschehen gewis-
sermaßen vorhergesehen hatten und sich
deshalb auch psychisch darauf einstellen
konnten. Die innere, wenn auch nur kur-
ze, Vorbereitung auf einen Angriff scheint
das Risiko einer posttraumatischen Belas-
tungsstörung zu verringern.

Trotz des erfolgten Übergriffs gelingt
es in den meisten Fällen die polizeiliche
Maßnahme durchzuführen und den Täter
festzunehmen, wobei in neun von zehn
Fällen gegen den Täter ein Strafverfahren
durchgeführt wird. In 80,9 % der Fälle
erfolgt die Festnahme des Täters sofort, in
rd. 11 % später und in weiteren 11 % nie.
Auch die Täter tragen ein hohes Risiko,
sich bei den Übergriffen zu verletzen. In
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% Under Armour®
Tactical 1/4 Zip ColdGear®
Art.-Nr: UA1005557S-Größe (schwarz)
Art.-Nr: UA1005557O-Größe (olivgrün)
Art.-Nr: UA1005557B-Größe (beige)
Farben: schwarz, beige, olivgrün; Größen: S - 3XL
Material: 94% Polyester, 6% Elasthan
Langärmeliger, hochfunktioneller Rollkragenpulli mit
kurzem Reißverschluss. Die ColdGear® Technologie hält
den Körper an kalten Tagen warm und trocken.
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$ Halbschuh S&W®
8365 GTX Lo
Art.-Nr. 828365-Größe EU
Farbe: schwarz; Größen: EU 36 - 48
Obermaterial: Leder/ Nylon Kombination mit GORE-TEX®
Membrane. Robuster Halbschuh mit athletischer
Passform und geringem Gewicht.
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# Einsatzstiefel BATES® 8 Tactical Sport
Art.-Nr. 852260-Größe EU

Farbe: schwarz; Größen: (EU 35 - 48), US 3 - 15
(keine ½ Größen); Obermaterial: Leder und Nylon

Einsatzstiefel von BATES mit geringem
Gewicht und athletischer Passform.

Schockabsorbierende Zwischensohle.
Am 20.10.2005 durch SATRA

Technology Centre CE-zertifiziert als
Arbeitsschuh gem. EN347/OB E HRO

€ 89,90
Aktionspreis!

statt 129,99*

€ 79,90
Aktionspreis!

statt 99,99*

®

Kniehoch! Funktionssocke
COP® 7030
Art.-Nr: 7030-Größe
Farbe: schwarz; Größen:
35 - 38, 39 - 42, 43 - 46, 46 - 48
Material: 54% Polyamid, 22%
Polyester, 20% Polypropylen,
2% Nylon, 2% Elasthan
Kniehohe Funktionssocke mit
„Ceratex 40“, eine Keramikfaser.
Das Hightech Cara Ceratex 40
gewährleistet eine perfekte
Wärmeisolierung des Fußes - auch
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61,3 % der Fälle kam es zu Verletzungen
des Täters, davon mussten 6,3 % statio-
när behandelt werden, nur 1 % der Fälle
endete für den Täter tödlich.

Demonstrationen sind für Polizeibe-
amte anders zu bewerten als der normale
Dienstalltag. Der Anteil an Gruppentaten
ist bei Demonstrationen nachvollziehbar
hoch. Bemerkenswert ist, dass im Rahmen
von Demonstrationen von den Tätern
am häufigsten gefährliche Gegenstände
eingesetzt werden. Die psychische Belas-
1v1tungssituation ist besonders hoch, weil
die verletzten Polizeibeamten Feindschaft
gegenüber Staat und Polizei als Tatmotiv

erkannt haben. Art und Umfang der Ver-
letzung war aufgrund der Schutzkleidung
geringer. Zugleich bewerten die Beamten
in jedem vierten Fall, dass der Täter in
Tötungsabsicht gehandelt habe. Die Täter
werden am seltensten festgenommen und
bei Gewalttaten aus Demonstrationen
gibt es die wenigsten Strafverfahren gegen
die Täter.

Unbefriedigende Strafverfahren

In besonders negativer Weise schildern
die befragten Beamten den von ihnen
empfundenen Ausgang der durchge-

Motive der Täter aus Sicht der Beamten (in %)
Grafiken aus: Ellrich et. al 2010 KFN 2. Zwischenbericht Gewalt gegen Polizeibeamte –
Ausgewählte Befunde zu den Tätern der Gewalt

führten Strafverfahren. Fast jedes dritte
Strafverfahren wird eingestellt, mit Art
und Umfang der strafrechtlichen Re-
aktion sind die Beamten unzufrieden.
Selbst bei Übergriffen, bei denen es zu
mindestens sieben Tagen Dienstunfähig-
keit gekommen ist, finden sich zu 27,1 %
Verfahrenseinstellungen. Bei weiblichen
Tätern wird das Verfahren deutlich häu-
figer eingestellt als bei männlichen. Die
Einstellung von Verfahren bewerten
85,5 % der befragten Kolleginnen und
Kollegen als falsch. Bei Urteilen nach dem
Allgemeinen Strafrecht wurden in 50 %
der Fälle Geldstrafen verhängt, Freiheits-
strafen ohne Bewährung wurden bei Ju-
gendlichen zu 17 % und bei Erwachsenen
zu 15,3 % angeordnet. Wenn es zu einer
Verurteilung des Täters gekommen ist,
haben 61,6 % der Beamten die Meinung
vertreten, dass die Strafe zu milde sei.

Im Frühjahr 2011 wird der Endbericht
der Studie vom KFN vorgelegt werden.
In ihm werden dann auch folgende Fra-
gestellungen berücksichtigt sein: Wodurch
wurde der Einsatz ausgelöst, welche In-
formationen standen den Beamten zur
Verfügung? Welche Zusammensetzung
hatte das Einsatzteam? Welche Unter-
stützung hatte das Opfer von Seiten des
Dienstherrn, kann die Nachsorge verbes-
sert werden? Welche Folgerungen gibt es
zur Vorbeugung von Gewaltübergriffen?

Sascha Braun,
Justiziar des GdP-Bundesvorstandes
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Chance vertan oder „der verschossene Elfmeter“
Eine Nachbetrachtung der Gerichtsverhandlungen zu den Ausschreitungen
in der Regionalliga Nord im Jahre 2009 (siehe DP 11/09) in Zeiten der
Forderung nach härteren Strafen bei Angriffen auf Polizeibeamte:

16 Monate nach der Tat erfolgten die
von allen mit Spannung erwarteten Pro-
zesse zu den gewalttätigen Übergriffen
sogenannter Fußballfans auf eine BFE
in Halle (Saale). Dazwischen lagen eine
Vielzahl von Ermittlungen und u.a. erfolg-
reiche Öffentlichkeitsfahndungen. Als da-
maliger Führer der eingesetzten BFE und
gleichzeitig Geschädigter durch massive
Angriffe mittels Holzlatten, scharfkantigen
Blechplatten etc. hatte ich die Aufgabe, vor
dem Amtsgericht Halle auszusagen.

Ausgangspunkt der Prozesse war der

Gewaltexzess hallescher „Fußballfans“
nach dem letzten Saisonspiel und ver-
passten Aufstieg in die dritte Liga in Halle
(HFC – VFC Plauen am 7.6.2009). Bei den
Angriffen des halleschen Mobs wurden
damals mehrere meiner Kollegen durch
Wurfgeschosse/Schlag- und Stichwerk-
zeuge wie Kanthölzer etc. verletzt.

Das Amtsgericht Halle sprach nun die
ersten Urteile. Aufgrund der geständigen
Einlassung der Angeklagten sowie der im
Wege des Augenscheins in die Haupt-
verhandlung eingeführten Lichtbilder

vom Tatgeschehen stand der Sachverhalt
fest. Bei der konkreten Strafzumessung
ging das Gericht bei den sechs Personen
zwischen 20 und 29 Jahren von einem
besonders schweren Fall des Landfrie-
densbruchs gem. § 125a Ziffer 2 StGB
aus. Die nachweisliche Tat beschränkte
sich bei den Angeklagten auf das Werfen
von einer oder mehreren Holzlatten auf
die eingesetzten Polizisten ohne dabei
jemanden zu treffen.

Das Gericht hielt bei den zwei erwach-
senen Angeklagten eine Freiheitsstrafe
von sechs Monaten (wohlgemerkt die
Mindeststrafe) für tat- und schuldange-
messen. Beide waren geständig, zeigten in
der Verhandlung echte Reue und Scham
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Tatzeit Heranwachsende, so dass hier
Jugendstrafrecht (§ 105 Abs. 1 JGG) zur
Anwendung kam. Dem Gericht erschien
angesichts ihrer Geständigkeit und der
Tatsache, dass sie zuvor niemals einschlä-
gig aufgefallen waren, eine Auflage gem.
§ 15 JGG als ausreichend. Die Eintra-
gungen aus der Vergangenheit bei zwei
der Heranwachsenden wegen Diebstahls,
Sachbeschädigung, Nötigung oder Fahren

ohne Fahrerlaubnis möchte ich hier nicht
unerwähnt lassen, auch wenn sie für das
Gericht nicht von Belang waren.

Die Urteile im Detail

Den vier Angeklagten, zur Tatzeit
Heranwachsende, wurde, je nach

Tatbeteiligung (ob ein oder meh-
rere Würfe mit Holzlatten auf die

Beamten) folgendes auferlegt: 80
bzw. 100 Stunden gemeinnützige
Arbeit, die anderen beiden beka-
men eine Geldauflage in Höhe
von 500 bzw. 600 Euro.

Was den ersten Prozessen
noch fehlte, nämlich die Haupt-
täter (Rädelsführer), hatte eine
weitere Verhandlung zu bieten.
Wie sonst sollte man einen An-

geklagten (ein Erwachsener!)
bezeichnen, der sich fast eine hal-

be Stunde darin übte, Kanthölzer
auf die Beamten zu werfen, damit
zu schlagen und zu stechen, seine

Mitstreiter aufwiegelte und sogar
Kanthölzer aufhob und an andere
verteilte.

Auch dieser bzw. diese Ange-
klagten verließen den Gerichtssaal einzig
mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr
– natürlich ausgesetzt auf Bewährung –
im Gepäck. Zusätzlich gab es noch eine
Geldstrafe in Höhe von ca. 1.000 Euro.
Die Begründungen des Gerichts waren
analog der oben angeführten nachzu-

lesenden, also sie
waren geständig,
zeigten Reue etc.

Die Polizei hat
ihre Hausaufga-
ben hervorra-
gend gemacht,
jedoch lässt das
Endergebnis aus
meiner Sicht zu
wünschen übrig.

Um mir nicht
den Mund zu ver-
brennen, möchte
ich es nur so for-
mulieren: per-
sönlich bin ich,
auch im Hinblick
auf die m.E. ver-
passte Chance,
der gestiegenen Gewalt gegen Polizisten
durch eine entsprechende Strafe und der
damit einhergehenden Signalwirkung ent-
gegenzutreten, sehr enttäuscht.

Es steht mir nicht zu, die Justiz, in die-
sem Fall das AG Halle zu kritisieren, aber
es bleibt ein ganz bitterer Beigeschmack.
Der Strafrahmen reicht von sechs Monaten
bis zu zehn Jahren. Wer dabei war oder
sogar verletzt wurde, wie auch ich, der
weiß, mit welcher ungeheuren Gewaltbe-
reitschaft und teilweisen Brutalität gegen
die Polizeibeamten vorgegangen worden
war. Dem Gericht sind die Vorfälle nur
die Mindeststrafe bzw. ein wenig darüber
hinaus wert gewesen. Mit Verlaub, mir
persönlich fehlt die Vorstellung über noch
schlimmere und gewalttätigere Übergriffe,
die das Gericht evtl. zur Ausschöpfung des
Strafrahmens verleiten würden.

In allen Gremien, auf allen Ebenen wird
über die Erhöhung der Strafrahmen, die
Einführung neuer Normen diskutiert, es
werden Forderungen erhoben, Gesetzes-
änderungen auf den Weg gebracht. Unter
Betrachtung der Urteile meines Erachtens
nach wenig zielführend. Was nützt mir als
Polizeibeamter die Erhöhung des Strafrah-
mens, wenn der Angeklagte doch nur die
Mindeststrafe erhält? So werden wir den
verloren gegangenen Respekt gegenüber
uns Polizisten nicht zurückgewinnen.

Wäre ich Trainer einer Fußballmann-
schaft und das Ganze ein Spiel, so würde
ich folgendes Fazit ziehen:

Auf die druckvollen Angriffe gut rea-
giert, die Ordnung wiederhergestellt, das
Spiel die verbleibende Zeit dominiert, den
Gegner an die Wand gespielt, doch letzt-
lich im Abschluss versagt – und damit
versäumt, für klare Verhältnisse inklusive
nachhaltiger Wirkung zu sorgen.

Guido Steinert,
Landesbezirk Sachsen-Anhalt

über ihre Tat und beide machten in der
Verhandlung auch nicht den Eindruck
typischer Hooligans. Ihnen wurde wei-
terhin zu Gute gehalten, dass es sich nicht
um Rädelsführer der Ausschreitungen
handelte.

Und sie sind nach Aussage des Gerichts
auch schon durch die verhängten Stadi-
onverbote gestraft genug.

Da beide u.a. auch über gefestigte so-
ziale Verbindungen verfügen, konnte die
Strafe nach Überzeugung des Gerichts
auch noch zur Bewährung ausgesetzt
werden.

Vier weitere Angeklagte waren zur

Guido Steinert, PR-Vor-
sitzender Landesbereit-
schaftspolizei (LBP),
Bezirksgruppenvorsit-
zender LBP und Mit-
glied in Fachausschuss
Bereitschaftspolizei
der GdP
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Nach dem Beschluss des Oberverwal-
tungsgerichts Münster vom 17.6.2010 – 6
A 2903/09 – darf der Dienstherr die Fest-
stellung der Dienstunfähigkeit eines Be-
amten darauf stützen, dass dieser sich oh-
ne hinreichenden Grund weigert, sich wie
angeordnet ärztlich untersuchen zu lassen.
Dadurch wird die Benutzung eines Beweis-
mittels schuldhaftvereitelt,wasalsUmstand
gewertet werden darf, der für die Richtig-
keit der Annahme des Dienstherrn zeugt.
Anderenfalls hätte es der Beamte in der
Hand, mit der Verweigerung der insoweit
zweckmäßigen ärztlichen Untersuchung
die Feststellung der Dienstunfähigkeit zu
verhindern.

In dem konkreten Fall hatte der Beam-
te keinen hinreichenden Grund, sich von
der durch den Dienstherrn angeordneten
Untersuchung durch einen Facharzt zu ent-
ziehen. Es lag deutliche Anhaltspunkte für
eine Dienstunfähigkeit vor. Dr. Otto

Feststellung der Dienstunfähigkeit eines
Beamten

Das VG Hannover hat entschieden, dass
ein Polizeibeamter wegen kritischer Äuße-
rungen bei einer Gerichtsverhandlung nicht
aus dem Dienst zu entheben ist.

Gegen einen Polizeibeamten (Kläger)
war vor dem Verwaltungsgericht ein Dis-
ziplinarverfahren anhängig, weil er einen
Unfall auf der BAB 2 nicht ordnungsgemäß
aufgenommen hatte. In der mündlichen
Verhandlung am 5.10.2010 verteidigte
sich der Kläger mit „deutlichen Worten“.
Nach Schluss der mündlichen Verhandlung
sprach er mit Journalisten, die der münd-

Disziplinarverfahren wegen kritischer
Äußerungen bei Gerichtsverhandlung

lichen Verhandlung beigewohnt hatten, und
wiederholte seine Kritik. Dieses Verhalten
nahm die Polizeidirektion Hannover zum
Anlass, ein weiteres Disziplinarverfahren
gegen den Kläger einzuleiten. Zugleich
sprach sie ihm gegenüber die vorläufige
Dienstenthebung aus.

Das VG Hannover hat dem Eilantrag
des Polizeibeamten gegen seine vorläufige
Dienstenthebung stattgegeben.

Eine vorläufige Dienstenthebung kann
– so das Verwaltungsgericht – ausgespro-
chen werden, wenn im Disziplinarverfahren
voraussichtlich auf die Entfernung aus dem
Beamtenverhältnis erkannt wird. Diese
Voraussetzungen lägen nicht vor. Es spre-
che zwar manches dafür, dass sich der Klä-
ger in der mündlichen Verhandlung in der
Wortwahl vergriffen hat und damit gegen
die Dienstpflicht verstoßen hat, dass sein
Verhalten der Achtung und dem Vertrau-
en gerecht wird, die sein Beruf erfordert.
Dies sei aber ein Dienstvergehen von nur
geringem Gewicht, das eine Entfernung aus
dem Beamtenverhältnis nicht rechtfertigen
kann. Weitere Dienstvergehen seien dem
Beamten – entgegen der Auffassung der Po-
lizeidirektion – nicht vorzuwerfen. Das Ge-
spräch mit den Journalisten im Anschluss an
die mündliche Verhandlung stelle bereits
deswegen keine Verletzung seiner Pflicht
zur Verschwiegenheit und Loyalität dar,
weil er den Journalisten gegenüber nichts
anderes gesagt hat als in der mündlichen
Verhandlung, die öffentlich gewesen ist.
Sich gegen den Vorwurf eines Dienstver-
gehens in einer öffentlichen Verhandlung
zu wehren, sei das gute Recht eines Be-
amten. Der Kläger habe auch nicht gegen
die Wahrheitspflicht verstoßen, indem er
in der mündlichen Verhandlung auf seiner
Einschätzung bestanden hat, der in Rede
stehende Vorfall sei kein Unfall gewesen.
Dies belege zwar mangelnde Einsichtsfä-

higkeit, stelle aber keinen Verstoß gegen
die Wahrheitspflicht dar.
VG Hannover, Aktenzeichen: 18 B
5173/10

Das BVerwG hatte darüber zu entschei-
den, ob ein vollständiges und vollwertiges
Mittagessen ein Getränk beinhaltet.

Hintergrund der Entscheidung war ei-
ne vier Tage dauernde Fortbildungsreise
eines Bundesbeamten, bei der es zwar ein
unentgeltliches Mittagessen gab, jedoch
die Getränke auf eigene Kosten erworben
werden mussten. Bei Reisen zum Zwecke
der Aus- und Fortbildung erhalten Beamte
Tagegeld, das als pauschaler Ausgleich der
Mehraufwendungen für die Verpflegung
dienen soll. Dieses Tagegeld wird jedoch
gekürzt, wenn der Beamte eine kostenlose
Verpflegung erhält. Zu entscheiden war
also,obeine„kostenloseVerpflegung“auch
ein Getränk einschließt.

Das BVerwG hat diese Frage bejaht
und die Revision als unbegründet zurück-
gewiesen.

Der maßgebliche Begriff der Verpfle-
gung erfasse nach der Verkehrsanschau-
ung die Versorgung mit allem zum Leben
Notwendigen. Hierzu gehöre nach allge-
meinkundigen ernährungsphysiologischen
Erkenntnissen auch eine ausreichende
Flüssigkeitszufuhr durch Getränke. Die
Pauschale solle alles, was zu Erhaltung von
Gesundheit und Arbeitsfähigkeit des Be-
amten notwendig sei, und damit auch eine
ausreichende Flüssigkeitszufuhr, abdecken.

Die beklagte Bundesrepublik Deutsch-
land muss ihrem Beamten damit 38,40 Euro
weitere Reisekosten erstatten.
BVerwG vom 2.09.2010 – Az: 2 C 54.09
Quelle: Landesanwaltschaft Bayern vom
06.12.2010

Getränk zum Mittagessen?

Habichtswald-Klinik • Wigandstr. 1 • 34131 Kassel • www.habichtswaldklinik.de • info@habichtswaldklinik.de

Spezielle Behandlungskonzepte zu
• Burn-out Symptomatik
• Tinnitus, Schwindel

und Lärmschäden
• depressiver Erschöpfung
• Angstsymptomatik
• Traumatherapie
• Missbrauch von Suchtmitteln
• onkologischen und

internistischen Erkrankungen

Fachklinik für Psychosomatik,
Onkologie und Innere Medizin
Kassel - Bad Wilhelmshöhe.
In Mitten Deutschlands am Fuße
des größten Bergparks Europas mit
Herkules und Schloss Wilhelmshöhe
sowie in direkter Nachbarschaft zu
einer der schönsten Thermen liegt
die Habichtswald-Klinik.

Habichtswald-Klinik

Kostenloses Service-Telefon: 0800 890 110 Telefon Aufnahmebüro: 0561 3108-186, -622

In ihrem Selbstverständnis als
Klinik für Ganzheitsmedizin
arbeitet die Habichtswald-Klinik
auf der Ebene einer integrativen
Betrachtung von Körper, Seele
und Geist in einer Synthese aus
Schulmedizin, Naturheilverfahren
und komplementärer Therapien. Die
Klinik hat einen Versorgungsvertrag
nach §111 und ist nach § 30 GWO
als beihilfefähig anerkannt.

… wieder Atem schöpfen

Bei den Gesetzlichen Krankenkas-
sen ist die Habichtswald-Klinik als
Rehabilitationsklinik anerkannt,
bei den privaten Krankenversich-
erungen als „Gemischte Einrichtung“
die auch Akutbehandlungen gemäß
OPS 301 durchführt. Die Beihilfe-
stellen rechnen mit der Klinik den
allgemeinen niedrigsten mit den
Sozialversicherungsträgern verein-
barten pauschalen Pflegesatz ab.
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Mitgliedsorganisationen sind über den
Zeitraum der Kampagne aufgerufen, das
Thema auch auf nationaler Ebene weiter
auf der Tagesordnung zu halten. „Es geht
uns darum, dass klar wird, dass Gewalt
gegen die Polizei ein Thema in ganz Eu-
ropa ist und nicht etwa nur in einzelnen
Ländern“, so Kiefer weiter. Die derzeitige
Vorsitzende des Rats der EU-Justiz und

Innenminister, die belgische Innenmini-
sterin Annemie Turtelboom, sieht Euro-
COP hier auf dem richtigen Weg: „Euro-
COP spielt eine zentrale Rolle, wenn es
darum geht, das Thema auf der europä-
ischen Ebene nach vorne zu bringen. Die
Forderungen von EuroCOP haben meine
volle Unterstützung“, so Turtelboom in
ihrer Rede vor dem EuroCOP-Komitee.

Einmal mehr musste sich das Euro-
COP-Komitee auch mit den teilweise dra-

EUROCOP

Gewalt gegen die Polizei –
Herbsttagung 2010 des EuroCOP-Komitees

Auf der Herbsttagung 2010 des EuroCOP-Komitees stand einmal mehr
das Thema Gewalt gegen die Polizei ganz oben auf der Tagesordnung.
„Unser Ziel ist und bleibt es, das Thema auf die Tagesordnung des EU-
Ministerrats zu bringen“, formulierte EuroCOP-Präsident Heinz Kiefer bei
der Vorstellung der Kampagne, mit der EuroCOP das Thema gemeinsam
mit Mitgliedsorganisationen bis zum EuroCOP-Kongress im November
2011 weiterführen will.

matischen Auswir-
kungen der Finanz-
und Wirtschaftskrise
auseinandersetzen.
Hier ist in den ver-
gangenen Monaten
wieder Lettland in
das Zentrum der Be-
trachtungen gerückt.
Die Mitglieder des
EuroCOP-Komi-
tees zeigten sich er-
schüttert angesichts
der Auswirkungen
von Haushaltskür-
zungen in der Poli-
zei: In den Dienst-
stellen steht kein
Trinkwasser mehr
zu Verfügung, die
Heizung darf nicht
angestellt werden
und angesichts des
Zustands der Ar-
restzellen empfinden die Kolleginnen und
Kollegen nur noch Scham. Einschrän-
kungen in allen Bereichen sind an der
Tagesordnung: Für Übungen mit Schuss-
waffen stehen sechs Schuss pro Monat zur
Verfügung, Handschellen kaufen sich die
Kolleginnen und Kollegen genauso wie
andere grundlegende Ausrüstungsgegen-
stände meist selbst.

Bleibt die Frage, wovon? Lohneinbu-
ßen von 50 % seit Beginn der Finanzkri-
se bedeuten neben massiven Einschrän-
kungen beim persönlichen Bedarf, dass
Polizeibeschäftigte nicht mehr wissen, wie
sie langfristige Kredite bedienen können.

Zur Katastrophe für die innere Sicher-
heit in Lettland gesellt sich damit die sozi-
ale Katastrophe der Polizeibeschäftigten.
„Es ist unsere Pflicht, der europäischen
Öffentlichkeit diese Zustände bewusst zu
machen“, so Han Busker, Vorsitzender
der niederländischen Polizeigewerkschaft
NPB, die sich im Rahmen einer von Eu-

roCOP unterstützten Organisationspart-
nerschaft in Lettland engagiert.

Auch EuroCOP-Präsident Heinz Kie-
fer wurde deutlich: „Mitgliedsstaaten der
EU haben die Kreditvereinbarung zwi-
schen Lettland und dem Internationalen
Währungsfonds unterschrieben, die zu
genau diesen Zuständen führt.“ Damit

verbindet sich die Forderung, dass die EU
klare Standards für die Qualität und Pro-
fessionalität der Polizei aufstellt. Kiefer:
„Wenn wir Zustände wie in Lettland wei-
ter ignorieren, werden wir uns vorwerfen
lassen müssen, dass wir mit dem gemein-
samen Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts ein Luftschloss bauen.“

Der Auftrag an das Exekutivkomitee
war schnell klar: Den Druck auf Entschei-
dungsträger mit öffentlichkeitswirksamen
Aktionen erhöhen, um dafür zu sorgen,
dass sich die Bedingungen in der Polizei
in Lettland wieder verbessern. Neben der
Vorbereitung des EuroCOP-Kongresses
im November 2011 eine weitere Aufgabe
für ein teilweise neu besetztes Gremi-
um: Für die bisherige 2. Vizepräsidentin
Lillemor Melin Sving kam Terry Spence
aus Nord-Irland neu ins Exekutivkomitee.
Mit Ana Nellberg aus Schweden wurde
ein weiteres Mitglied in das Gremium
kooptiert. Neuer 2. Vizepräsident wurde
Frank Richter, GdP. Jan Vellemann

Exekutivkomitee (v. r.): Terry Spence (Nord-Irland), Miroslav Litva
(Slowakei), Frank Richter (GdP), Heinz Kiefer, Mauricio Moya
(Spanien), Jan Schonkeren (Belgien), Ana Nellberg (Schweden)

Foto: Jan Vellemann
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Zwei Gesichter des Polizeialltags – Poster
zur EuroCOP-Kampagne „Die Beschützer
schützen“.



Die betriebliche Gesundheitsförderung rechnet sich, denn sie macht nicht nur Ihre Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, sondern auch Ihr Unternehmen fit. Viele Unternehmen in Deutschland sind schon dabei.

Informieren Sie sich auf www.bundesgesundheitsministerium.de

Und welchen Anteil haben Sie an der
Stressbewältigung Ihrer Mitarbeiter?
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Mit Hilfe von Live-Bildern vom Ein-
satzort, die über sichere Funkverbin-

dungen zur Leitzentrale gesendet wer-
den, können zum richtigen Zeitpunkt alle
notwendigen Entscheidungen getroffen
werden, damit Personal und Material
zielgenau eingesetzt werden kann, um z.
B. eine Eskalation bei Demonstrationen
frühzeitig zu unterbinden.

Früherkennung problematischer
Situationen

Überall dort, wo sich viele Menschen
zu bestimmten Ereignissen zusammen-
finden, kann sich aus einer berechenbaren

TECHNIK

Moderne Kamera-Überwachung
im täglichen Polizeieinsatz

Mobile und fest installierte Bildübertragungssysteme an öffentlichen
Plätzen werden unter Berufung auf den Schutz der Privatsphäre immer
wieder von Datenschützern heftig kritisiert. Aus Sicht der Einsatzkräfte
ist die Anwendung dieser Technologie unverzichtbar, um Schutz- oder
Aufklärungsmaßnahmen erfolgreich durchführen zu können.

Menschenmenge ein unberechenbarer
„Mob“ formen, der eine Eigendynamik

entwickelt, die weder von Einsatzkräften
noch von eingeleiteten Schutzmaßnahmen
zu kontrollieren und zu beherrschen ist.

Durch Früherkennung und geeignete
Prävention ist es jedoch möglich, subver-
sive Entwicklungen zu deeskalieren und
die öffentliche Sicherheit zu gewährlei-
sten. Anwendungsbeispiele hierfür finden
sich z. B. in Sportstadien mit rivalisie-
renden Fan-Blöcken, bei Demonstrati-
onen, öffentlichen Veranstaltungen oder
auch großpolitischen Ereignissen wie der
G8- Gipfel 2007 in Heiligendamm oder
der Nato-Gipfel 2009 in Kehl.

Um bereits zu einem möglichst frü-
hen Zeitpunkt Entwicklungen erkennen
zu können und entsprechende Maßnah-
men zu ergreifen, ist es notwendig, über
Live-Videomaterial als wichtige Entschei-
dungshilfe – auch aus unterschiedlichen
Betrachtungswinkeln – zu verfügen.

Ziel dieses Monitoring ist es, Men-
schen und Ob-
jekte vor Schaden
zu bewahren, aber
auch die eigenen
Sicherheitskräfte
zu schützen und
entsprechend zu
lenken, um deren
Einsatzfähigkeit
zu sichern und
optimal zu nutzen.
Moderne Über-
wachungssysteme
bieten hier eine
schnelle Verfüg-
barkeit, maximale
Mobilität sowie ei-
ne hohe Flexibili-
tät, so dass sie den
Gegebenheiten
vor Ort und den
Einsatzzwecken
optimal angepasst
werden können.
Hierzu gehört
auch die Videoü-
berwachung aus
einem Helikopter
oder durch UAVs
( u n b e m a n n t e
Flugobjekte), um
einen Großlagen-

überblick zu erhalten.

Fest installiert, flexibel
verbunden

Eine weitere mögliche Lösung be-
steht aus fest installierten oder mobi-
len Spezialkameras, die ein hochauflö-
sendes Videobild liefern. Dazu gehören
weiterhin Sendesysteme, die eine stabile
Funkstrecke zur Empfangsstation in der
Einsatz-Zentrale, zur Bodenstation oder
zum lokalen Monitorpunkt aufbauen und
letztendlich Empfangssysteme mit De-

j
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coding, Visualisierung, Recording und
gegebenenfalls Distribution innerhalb
des Einsatznetzwerks. Die Empfänger
sind optimal auf den jeweiligen Sender
abgestimmt und liefern Bildmaterial,
das eine Beurteilung und Einschätzung
der aktuellen Situation möglich macht.
Mit portablen Empfängern, die in einem
Spezialgehäuse oder Transportkoffer un-
tergebracht sind, können Empfangsstand-
orte auch kurzfristig gewechselt werden.
Eine dynamische und flächendeckende
Kontrolle ist somit über ein großes Areal
sichergestellt. Aufgrund der Bildqualität
sowie der Möglichkeit der Fernsteuerung
(mit Zoomfunktion) moderner Kameras
sind sogar kleinste Details aus großer Ent-
fernung erkennbar, um eine unmittelbare
Identifikation zu untermauern. Erweitert
durch ein Distributionsnetzwerk haben
so wichtige Einsatz- und Planungsstäbe
gleichzeitig Zugriff auf relevantes Bildma-
terial und können sich optimal abstimmen
und koordinieren.

Unabhängig von öffentlichen
Netzen

Durch Einsatz moderner COFDM
(Coded Orthogonal Frequency Division
Multiplex) Technologie sowie die Nut-
zung von speziellen Frequenzbändern
ist sichergestellt, dass ausreichend Band-
breite zur Verfügung steht, um drahtlos
Videodaten per Funk zu übertragen. Die
Stärken von COFDM liegen hierbei in
der Resistenz gegenüber dem allgemeinen
störenden Mehrwegeempfang und dessen
Echos. Mit der COFDM Funktechnik
wird ein autarkes Netzwerk aufgebaut und
die Einsatzkräfte sind unabhängig von

öffentlich genutzten Netzen wie GSM,
UMTS und WiFi und deren Bandbreiten-
beschränkung, d.h. eine Überlastung des
polizeitechnischen Video-Funknetzes ist
somit ausgeschlossen.

Auf einem Areal wie dem eines groß-
en Volksfestes kommen z. B. insgesamt
drei bis fünf fest installierte Kameras mit
professioneller Funktechnologie zum
Einsatz. Alle Szenarien, die einen poli-
zeitechnischen Einsatz erfordern, sind so-
mit frühzeitig in der Kommandozentrale
erkennbar und steuerbar.

Zur Sicherstellung der öffentlichen Si-
cherheit, zur Gewährleitung der eigenen
Sicherheit der Einsatzkräfte sowie für
eine weiterführende beweiskräftige Straf-
verfolgung ist die Videoüberwachung ein
modernes und zeitgemäßes Einsatzinstru-
mentarium und unterstützt die Polizei-
kräfte in ihrem täglichen Einsatz.

Horst Müller

Für folgende Einsatzfelder sind
Video-Funkstrecken sinnvoll
einsetzbar:

• Großlagenüberblick

• Luftüberwachung lokal

• Offene Videoüberwachung

• Verdeckte Videoüberwachung

• UAVs und UGVs

Grafiken: BMS

Informieren Sie sich!

www.fahrzeugkauf.com
Telefon: (02207) 76 77

NEU- oder GEBRAUCHTWAGEN?
Wir liefern Fahrzeuge aller NAMHAFTER
HERSTELLER zu GÜNSTIGEN
PREISEN.

SERVICE
wird bei uns groß geschrieben.

THOMAS BROCKHAUS

Automobile und mehr

Waffenpflege ist
- Laufreinigung,
- Korrosionsschutz
- und Schmierung

Erhältlich im guten Fachhandel / Info und Händlernachweis:
BRUNOX Korrosionsschutz GmbH, Tel. 0841/ 961 2904; Fax / 961 2913



Für Studium und Praxis

VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH Buchvertrieb
Postfach 309 • 40703 Hilden • Tel.: 02 11/7104-212 • Fax: -270 • E-Mail: vdp.buchvertrieb@vdpolizei.de • www.VDPolizei.de

Weitere Informationen, Leseproben und Bestellmöglichkeiten unter: www.vdpolizei.de

Diese übersichtliche und gut lesbare Darstellung ermöglicht eine schnelle Einarbeitung in den Lehrstoff und eine
effektive Prüfungsvorbereitung. Sie erfüllt alle Anforderungen an ein Lehrbuch für die polizeiliche Ausbildung
und das polizeiwissenschaftliche Studium in Diplom- und Bachelorstudiengängen.
In Band 1 widmet sich der Autor neben einer Themeneinführung der Straftat und den Delikten gegen Personen.
In Band 2 handelt er Delikte gegen das Vermögen sowie Delikte gegen Gemeinschaftswerte ab. Die komplexe
Rechtsmaterie ist in beiden Büchern nach polizeilichen Bedürfnissen aufbereitet, ohne prüfungs- und praxisre-
levante Bereiche auszuklammern.
Damit leistet dieses Buch sowohl für die polizeiliche Ausbildung und das polizeiwissenschaftliche Studium in
Diplom- und Bachelorstudiengängen als auch für die Praxis wertvolle Hilfestellungen.

Der Autor:
Dr. Holger Nimtz, Regierungsdirektor, derzeit Dozent für Straf-/Strafprozessrecht und Eingriffsrecht im Fachbereich Polizei an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung NRW, dort u. a. zuständiger Landesfachkoordinator für Strafrecht.

Band 1:
Grundlagen und Delikte
gegen die Person
Von Holger Nimtz.
1. Auflage 2009, 258 Seiten,
16,5 x 24 cm, Broschur,
19,90 € [D], 35,10 sFr.
ISBN 978-3-8011-0520-4

Band 2:
Delikte gegen das Vermögen und
gegen Gemeinschaftswerte
Von Holger Nimtz.
1. Auflage 2010, 303 Seiten,
16,5 x 24 cm, Broschur,
19,90 € [D], 35,10 sFr.
ISBN 978-3-8011-0647-8

Dieses Repetitorium ist in seiner prägnanten Darstel-
lung des öffentlichen Dienstrechtsrechts für jeden bes-
tens geeignet, der einen schnellen und präzisen Zugriff
auf diese Materie erlangen will. Es stellt umfassend
die Problembereiche des allgemeinen Beamten- und
Disziplinarrechts dar und greift daneben auch Frage-
stellungen zum Personalvertretungsrecht und zum
Rechtsschutz auf. Dabei eröffnet das bewährte Frage-
und Antwort-Konzept dem Leser einen unmittelbaren
Zugang auf das jeweilige Problem und vermittelt ihm
eine inhaltlich ausführliche Lösung.

Repetitorium
Beamtenrecht
Fragen und Antworten
für die Praxis
Von Josef Konrad Rogosch und
Eckhard Wölke.
2. Auflage 2010, 160 Seiten,
DIN A 5, Broschur,
19,90 € [D], 35,10 sFr.
ISBN 978-3-8011-0600-3

Die Autoren:
Dr. Josef Konrad Rogosch, Jahrgang 1955, nach mehrjähriger Tätigkeit als Richter am Amtsgericht seit 2005 Professor an der Hoch-
schule für Angewandte Wissenschaften in Hamburg.
Eckhard Wölke, Rechtsanwalt und Dozent an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW, Köln.

Strafrecht für Polizeibeamte



1 – 2011 Deutsche Polizei 27

FÜHRUNG

Unter vier Augen – Das Mitarbeitergespräch
Engagement und Zufriedenheit der Beschäftigten – das sind zwei Grund-
säulen für erfolgreich agierende Organisationen oder Unternehmen. Un-
gelöste Probleme hingegen, die Konflikte und Krisen nach sich ziehen,
hemmen und bremsen mitunter bis zum Stillstand.
Es gibt eine Menge Möglichkeiten, die zur Zufriedenheit der Belegschaft
beitragen können. Eine davon ist ganz sicher das Mitarbeitergespräch.
Eine Betrachtung aus Nordrhein-Westfalen von KR Jörg Konrad Unkrig

In der Geschäftsordnung der Behörden
der Polizei NRW verankert und jährlich
durchzuführen ist das Mitarbeiterge-
spräch, kurz MAG. Ob es sich hierbei um
ein einseitiges Führungsinstrument, neu-
oder altmodisch, ohne Sinn für Vorgesetz-
ten, Mitarbeiter und Organisation handelt
oder aber um eine altbekannten, aber
oft zu wenig berücksichtigte Möglichkeit
zum Dialog zwischen Führungskräften
und Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, das
ist vorwiegend von den
Akteuren und den Ein-
stellungen dieser abhän-
gig.

Sinn und Zweck
von MAG

Ich halte das MAG
für ein wichtiges, unab-
dingbares Instrument
der Personalführung.
Alle relevanten The-
men des (Arbeits-)All-
tags sollten regelmäßig
(mindestens einmal pro
Jahr) unter vier Augen
zwischen Vorgesetztem
und Mitarbeiterin/Mit-
arbeiter in diesem Rah-
men anlassunabhängig
besprochen werden.
Mit dem MAG und sei-
nen Inhalten ist sowohl
„fördern“ als auch „for-
dern“ verbunden. Beide
Gesprächspartner ha-
ben die Möglichkeit ihre
Vorstellungen und Er-
wartungen gegenseitig
darlegen und erläutern
zu können und zugleich
zukunftsorientiert ihre
Zusammenarbeit zu re-
flektieren und Zielver-
einbarungen zu treffen.
Damit schaffen sie die
Grundlage zur Realisie-
rung (vom „Wissen zum

Tun“) einer für alle Beteiligten gewinn-
bringenden Kooperation.

Das MAG in der Polizei NRW ist an
zwei Stellen verankert:

Zum einen in der Geschäftsord-
nung für die Kreispolizeibehörden des
Landes Nordrhein-Westfalen RdErl. d.
Innenministeriums v. 22.10.2004 - 43.1 –
0302 -. Hier heißt es in § 5 „Führungsver-

antwortung, Handlungsverantwortung,
Zusammenarbeit“:

(1) Die Vorgesetzten nehmen ihre Füh-
rungsaufgaben verantwortungsvoll und
selbstbewusst wahr. Sie sind verantwort-
lich für die Personalführung und Perso-
nalförderung. Vor allem weisen sie die
Beschäftigten in die Aufgabengebiete ein,
steuern und koordinieren die Arbeitsab-
läufe, kontrollieren die Zielerreichung
und die fachliche Güte der Arbeitsergeb-
nisse. Sie fördern die vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit ihrer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mit anderen Organisations-
einheiten und setzen sich mit Konflikten
konstruktiv auseinander. Sie wenden die
„Grundsätze für Zusammenarbeit und
Führung (IM NRW)“ an und führen mit
jeder und jedem Beschäftigten mindestens



einmal jährlich ein Mitarbeitergespräch.
Zum anderen ist das MAG verankert

in den oben genannten „Grundsätzen
für Zusammenarbeit und Führung“, hier
heißt es u.a.:

Auch wenn das Zielvereinbarungsge-
spräch für viele Beteiligte anfänglich unge-
wohnt sein mag, ist es doch unverzichtbar.
Es ist einmal pro Jahr als Teil des Mitarbei-
tergespräches durchzuführen, zwischenzeit-
liche Zielkorrekturen bleiben unberührt.
Seine Ergebnisse sind zu dokumentieren.

Richtig und wiederkehrend geführt,
steigert das MAG die Motivation des Ein-
zelnen (Mitarbeiter-/Vorgesetzteninteres-
se) und die Produktivität des Gesamten
(Organisationsinteresse). Es gewährleistet
den Informationsaustausch und -transport
zwischen den Führungsebenen und liefert
damit wichtige Impulse zur Leistungserhal-
tung und Leistungssteigerung sowohl der
Mitarbeiterin/des Mitarbeiter als auch der
Vorgesetzten/des Vorgesetzten.

Der konstruktive und offene Austausch
zwischen den beteiligten Parteien hilft,
Konflikte erst gar nicht entstehen zu lassen
bzw. entstandene zu lösen, neue Strategien

zu entwickeln und realistische Ziele im
Rahmen von Zielvereinbarungen festzu-
legen. Da die Arbeitsbelastung für jeden
Einzelnen in den letzten Jahren stetig an-
gestiegen ist, kommt dem MAG eine immer
größere Bedeutung zu.

Die/der Vorgesetzte ist stärker als je
zuvor gefordert, sachdienliche Kritik zu
äußern, aber auch Bedürfnisse zu erkennen
und Anerkennung zu zollen. Gleichzeitig ist
es eine Möglichkeit das eigene Führungs-
verhalten zu überprüfen (Feedback) und
Kritik auf- und anzunehmen.

Weiter gilt es, Motivationsanreize zu
bieten und damit – auch bei der Polizei

– Kreativität und Eigeninitiative freizuset-
zen. Die Führungskraft ist damit Motor
und nicht Bremse für die Mitarbeiter. Dies
ist aber nur dann möglich, wenn die/der
Vorgesetzte die Bedürfnisse der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter kennt und sie in

das Gesamtgefüge der Organisationsein-
heit einfügen bzw. damit abgleichen kann.
Die Mitarbeiter haben dazu Gelegenheit
anlassunabhängig – also auch weitestge-
hend stressfrei – Rückmeldungen zu geben
und sozusagen im „Gegenstromverfahren“
Abgleiche vorzunehmen.

Ein gut vorbereitetes, sich jährlich wie-
derholendes MAG bietet dafür die besten

Das Mitarbeitergespräch ist
• ein langfristiger, wiederkehrender/aufbauen

der Prozess
• ein anlassunabhängiges, isoliertes Gespräch

FÜHRUNG
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Reise & Erholung

office@rafting-oetztal.at
www.rafting-oetztal.at

Telefon: 0043 5252 6721

TOP ANGEBOT
Canyoning & Raftingtour,
1x grillen am Lagerfeuer und
2 ÜF / Pension DU-WC
Preis pro Person ab E 1 ,-

ANGEBOT TOP ANGEBOT TOP
Sommer Abenteuer

bei uns

54

SPANIEN:Costa Dorada
– südliches Tarragona –

Preisgünstiger Urlaub im Ferienhaus bis
4–5 Pers. in kleiner gemütl. deutsch.
Ferienanl. mit großem SW-Pool, Grill,

Gästebar mit TV. Hunde sind willkommen.
E-Mail: los-vagos@gmx.net · Infos:

www.los-vagos.de · Tel. +34 977 170529

TIROL: „Wintertraum“ SEE-ISCHGL
Urgemütliches, freundliches u. sehr komfor-
tables Hotel Garni (FW u. Komfortzimmer)
lädt zum Verweilen ein.
Schöne Aufenthaltsräume, Tagesbar, Sauna,
Softbad, Infrarotkabine, Solarium, Hobby-
raum, Massagen usw. machen Sie fit für den
nächsten Wintertag.
Eines der schönsten Skigebiete der Alpen mit
über 360 Pistenkilometern verlangt Ihnen
alles ab.
Längste Naturrodelbahn Tirols, Winterwan-
derweg, Schneeschuhwandern, Langlaufen
uvm.
Gemeinsamer Skipass mit Ischgl, Samnaun,
Galtür, Kappl u. See.
Pauschalangebote inkl. Unterkunft u. Ski-
paß, stark ermäßigte Preise f. Kollegen u.
Familien!
Info: Hotel Garni BERGWELT, A-6553 See 19
Tel.: 00 43-54 41-83 97, Fax: -8397-19
E-Mail: bergwelt@aon.at,
Homepage: www.bergwelt-see.at

Fehmarn/Ostsee
2-Raum-FeWo. für 4 Pers.,

am Südstrand,
50 m z. Promenade, Kabel-TV

Preise gem. Saison
Telefon: 040/6784581

www.fehmarn4family.de

Insel Rügen, 4 familienfreundliche Fewos, 2 x
86 m2,, je 3 Zi., 2 Bäder, 2–7 Personen, 1 x barri-
erefrei für Rollstuhl geeignet, 1 x 45 m2, 3 Zi. &
54 m2, 2 Zi. 2–4 Personen. Kostenl. Kinderaus-
stattung, Kinderwagen, Sonnenterrassen, gr.
Garten mit Spielplatz.
Tel. 03 83 02-8 85 11, www.fewo-blume.de

Ostseebad Prerow/Darß
Koll. bietet neue komf. FeWo mit EBK, SAT/TV, Balkon,
f. 2–4 Pers. (01 51/55 59 62 59) home.arcor.de/f.bliedung

Berchtesgaden-Obersalzberg: Ferienwohnung
für 2–6 Personen, Hundezwinger vorhanden.
Tel. 0 86 52 /39 14, Fax. 0 86 52 /65 77 99,
www.ferienwohnung-haus-karlsbad.de

MAURITIUS
Kollege bietet App.- und Bung.-Anlage,
direkt am Meer, ab 32,– €/p. P./Tag, inkl. HP.

Tel.: 0 21 58/40 08 05, Fax: 40 46 71
www.mauritius-traumvilla.de

Nordseeküste/Neßmersiel
Top-Fehs/FeWo am Meer!

0 23 92/6 41 05, www.Nordseewoge.de
Zittauer Gebirge – Kurort Jonsdorf
CZ/PL-Grenze, Ferienchalet Heide-
hof, Zollkollege bietet komf. Fewos
für 2–6 Pers. in schöner Jugendstil-
villa, Fahrradverleih

Fam. Zein, Tel.: 035844/72723
www.heidehof-jonsdorf.de

Bayerischer Wald, komf. FeWo**** v. Kollegen
ab 2 Pers., ab 30€/Tag, 9348 5 Rimbach, Tel./Fax:
0 99 41/7118, www.ferienwohnung-gammer.de

Bayerischer/Oberpfälzer Wald
Exkl. FeWo ab 30 Euro/Tag, Tel.: 0 99 72/15 60

www.ferienwohnung-gruber.de

Ferienhaus in Mittelschweden, schwedisches
Holzhaus, 60 m2, 40 km nördl. des Vätternsees. Aus-
stat.: Waschma./TR., Gefrierschrank, Sat-TV.
Angeln, Boot, Naturfreibäder. Preis 300 €/Woche.

Tel.: 0 41 54/55 52 o.
www.ferienhaus-schweden-koennecke.de

Franken, bei Bamberg, waldreiche Gegend, Lift,
Angeln, eigene Metzgerei, Menüwahl, 75 Betten,
DU/WC/TV, HP 5 Tage ab 134,– €. Zur Sonne,
96126 Pfaffendorf, Tel. 0 95 35/2 41, Prospekt

Büsum – Nordseeküste
gemütliche, ruhige FeWo, Strandnähe.

Tel. 04825/8505

Ostsee
Exkl. FeWo. in neuem Haus in Sierksdorf,

60–90 m2, EBK, direkte Strandlage, Seeblick,
Hansapark, auch f. Gruppen. Erm. Kollegenpreise.

Tel.: 04563/70 21, Fax: 04563/7022
jochen.lipke@online.de

Sylt/Westerland
Kollege vermietet FeWo, 40 m2, zentral
(Friedrichstr.), strandnah (Promenade 2 Min.),
bis 3 Pers., Saisonpreise ab 49,– Euro

Tel.: 0173-6651306
E-Mail: berndjuergensen@versanet.de

Mittlerer Schwarzwald
Exkl. eingerichtete Komfort-Fewos,

50–90 m2, für 2–6 Pers., ab 35 €/Tag,
(Inklusiv-Preise). Genießen Sie in unserem

Schwarzwaldtal viele interessante
Ausflugsmöglichkeiten (z. B. Europapark,
Kaiserstuhl, Vogtsbauernhöfe, Triberger
Wasserfälle) in nächster Umgebung und

Natur pur. Hausprospekt unter
Tel. 0 78 23 / 9 65 65, Fax 9 65 66

www.mittelschwarzwald.de
Sie werden begeistert sein!
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Rückkopplung auch über sich. Hierdurch
kommt es fast zwangsläufig zu einem grö-
ßeren Verständnis für die Situation und
Handlungsweisen des anderen, das Klima
verbessert sich.

Zeitlich sollte man pro MAG ca. zwei
Stunden einplanen; an einem Ort an dem
man sich ungestört unterhalten kann. In
Betracht kommen hier neben Diensträu-
men auch externe Orte. So ist auch ein
Spaziergang möglich. Die Einladung und

die Benennung der Themen sollten schrift-
lich ca. 14 Tage vor dem Termin stattfinden.
Auch sollte man nicht mehr als 1-2 MAG
Gespräche pro Tag einplanen.

Fazit

MAG sind sinnvoll und ganz ohne Frage
ein unverzichtbares, leider oftmals aber
ein zu wenig beachtetes Führungsinstru-
ment in der Polizei. Die Durchführung
von MAG ist sowohl Verpflichtung für
die Vorgesetzte/den Vorgesetzten als auch
von Seiten der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern einzufordern. Nur dann kann ein
partnerschaftliches Miteinander wachsen
und Problemstellungen in einer zukunfts-
orientierten, modernen Polizei können
gemeistert werden.

Zu Inhalten und der Gesprächsführung
findet sich sowohl im Internet, dem Intra-
net, den einschlägigen Publikationen und
zudem in einzelnen Behörden ausreichend
Infomaterial.

Vielleicht ist dieser Artikel für Sie An-
lass zu fragen, wann Sie Ihr letztes MAG
hatten (entweder als Geber oder Nehmer).

Jörg Konrad Unkrig

Voraussetzungen und Grundlagen. Alles,
was zum Erfolg der Organisation und Ge-
sprächspartner beiträgt, kann hier geklärt
und in einem weiteren Schritt (Zielverein-
barung) festgelegt werden.

Vorbereitung und Ablauf

Obwohl in der Geschäftsordnung der
Behörden genannt, ist es letztendlich jeder
Führungskraft überlassen, wie sie MAG
in ihrem Verantwortungsbereich konkret
ausgestaltet. Einzelne Behörde haben für
sich zusätzliche Handlungsempfehlungen
verfügt, die den beteiligten Personen einen
Rahmen geben und so mehr Handlungssi-
cherheit erzeugen. Der nicht vertrauliche
Teil dokumentiert, wem wann das MAG
angeboten wurde und ob es tatsächlich
durchgeführt wurde oder warum nicht. Es
wird von beiden Beteiligten am Verfahren
unterzeichnet.

Beispiel: Die Mitarbeiterin geht im er-
sten Drittel des Jahres in Pension. Sie ver-
zichtet deshalb auf die formalisierte Füh-
rung eines MAG, weil Zielvereinbarung,
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen nur
begrenzt möglich sind.

Der nichtvertrauliche Teil der Doku-
mentation kann am Jahresende als Nach-
weis der Durchführung bzw. des Ange-
botes verwendet werden.

Im vertraulichen Teil legen die Beteili-
gten Inhalte des MAG fest. Wie der Name
schon sagt, ist dieser Teil für beide vertrau-
lich und nicht zur Weitergabe bestimmt.
Darin kann u.a. die Zielvereinbarung für
das weitere Jahr, die Fortbildungswün-
sche der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters,
das gegenseitige (Führungs-)Verhalten
(Wahrnehmung) enthalten sein.

Beispiel: Der Mitarbeiter möchte sich
gerne verändern und durch einen Stellen-
wechsel weiterentwickeln. Festgehalten
werden dieser Wunsch und die Unterstüt-
zungsmöglichkeiten der/des Vorgesetzten.

Erfahrungen aus der Praxis

MAG werden nicht überall und von
jedem Vorgesetzten durchgängig und kon-
sequent wiederkehrend geführt. Teilweise
werden sie mit Beurteilungs-, Konflikt-
oder anlassbezogenen Personalgesprächen
gleichgesetzt oder es wird ein-/beidseitig
erklärt „wir sprechen doch jeden Tag mit-
einander“.

MAG erfüllen einen „tieferen Sinn“. Sie
schaffen Vertrauen zwischen Vorgesetzten
und Mitarbeiterin/Mitarbeiter und erzeu-
gen Transparenz. Beide Gesprächspartner
erfahren mehr über den anderen und durch

Jörg Konrad Unkrig, Kriminalrat, Leiter
Staatsschutz im PP Wuppertal und
Dozent an der FHSöV NRW im Fachbe-
reich Kriminalistik und Training
sozialer Kompetenzen.

FÜHRUNG

Skimming-Attacken werden in der Regel
von Mitgliedern krimineller Organisationen
begangen, die Geldautomaten technisch
so manipulieren, dass sie an Karteninfor-
mationen und an die PIN des Kartenin-
habers gelangen können. Die Anzahl der
Manipulationen an Geldautomaten ist im
ersten Halbjahr 2010 massiv angestiegen. So
wurden in den ersten sechs Monaten dieses
Jahres bereits fast genauso viele Skimming-
Fälle an Geldautomaten registriert wie im
gesamten Jahr 2009.

Mit der Taschenkarte erhalten Poli-
zistinnen und Polizisten praktische Hinwei-
se und wichtige Anhaltspunkte, um „pro-
fessionell“ manipulierte Geldautomaten zu
erkennen. Auf Beispielbildern werden die
von Betrügern genutzten technischen Hilfs-
mittel gezeigt, wie beispielsweise spezielle
zusätzliche Aufsätze am Karteneingabe-
schacht oder auf der PIN-Eingabetastatur
des Geldautomaten. Die Polizeibeamtinnen
und -beamten werden außerdem darüber
informiert, welche Sofortmaßnahmen sie
bei der Feststellung eines manipulierten
Geldautomaten ergreifen sollen. Schließlich
enthält die Taschenkarte eine Übersicht
über alle üblichen Merkmale und Sicher-
heitsfeatures einer Visa Zahlungskarte.

130.000 Exemplare der Taschenkarte
werden in den nächsten Wochen an Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte in ganz
Deutschland zur Verwendung im täglichen
Dienst ausgegeben.

KRIMINALPRÄVENTION

Ermittlungshilfe
bei Zahlungskarten-

betrug

Über Visa Europe
Visa Europe wurde im Juli 2004 als

Mitgliedsorganisation gegründet und
ist vollständig im Besitz und unter
Kontrolle ihrer 4.000 europäischen
Mitgliedsbanken. Seit Oktober 2007
ist Visa Europe mit einer exklusiven,
unwiderruflichen und unbefristeten
Lizenz von dem neuen weltweiten
Unternehmen Visa Inc. vollständig
unabhängig.

In enger Zusammenarbeit haben
Visa Europe und die Polizeiliche
Kriminalprävention der Länder und
des Bundes eine Taschenkarte
entwickelt, die Polizisten bei der
Ermittlung von so genannten Skim-
ming-Fällen unterstützen soll.



Sören Strelaus Schulweg mit dem Rad
ist nicht zu jeder Jahreszeit ein Vergnü-
gen. Von Soßmar, seinem Heimatdorf im
Kreis Peine, sind es drei Kilometer bis zum
Schulzentrum Hohenhameln. Das klingt
nicht weit, doch im Winter ist die Tour an-

BILDUNG

Das Märchen von der Bildungsrepublik
In Kinderbetreuung, Schulen und Universitäten wollte die Bundesregie-
rung massiv investieren. Inzwischen ist klar: Das ehrgeizige Ziel wird ver-
fehlt, die soziale Spaltung im Bildungssystem verschärft sich.

strengend und riskant. Den Schnee von der
Landstraße schieben die Räumfahrzeuge
kurzerhand auf den Radweg. Die Fahrspur
ist spiegelglatt, die Strecke über Land durch
unbewohntes Gebiet unbeleuchtet.

Früher fuhr der 14-Jährige, der die neun-

te Klasse der Realschule besucht, dann
einfach mit dem Bus. Doch der Landkreis
Peine will dafür nicht mehr zahlen. Die
Mindestentfernung pro Wegstrecke, in der
„Satzung zur Schülerbeförderung” festge-
legt, wurde von zwei auf drei Kilometer
angehoben. Hohenhamelns Nachbarorte
Harber, Ohlum und Soßmar liegen knapp
unter dem neuen Limit – mit dem Ergeb-
nis, dass die dort wohnenden Schüler kein
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Monatsticket mehr erhalten. Sörens Mutter
Regina Strelau, Elternratsvorsitzende der
Realschule in Hohenhameln, hält es für
„nicht gerecht, wenn Familien mit mehre-
ren Kindern über 100 Euro im Monat für
Fahrkarten ausgeben müssen”. Sie berichtet
von „Drillingen hier in der Schule”, für
die das eine enorme Zusatzbelastung sei.
Das Fahrrad hält sie nur im Sommer für
eine brauchbare Alternative. Die dafür
vorgesehenen Wege in der Umgebung des
Schulzentrums seien „für ganzjähriges Be-
nutzen nicht ausgestattet”. Zudem haben
manche Schüler „gar kein Rad und erst
recht keinen Helm”. Das Monatsabo für
denBuskostet42,40EuroproKopf, rechnet
sie vor. Sie selbst könne sich diese Summe
zwar leisten – doch in Haushalten mit wenig
Einkommen fehle so schon für den Schul-
weg der Kinder schlicht das Geld.

Eine Geschichte aus einem Land, das
die Kanzlerin 2008 zur „Bildungsrepublik”
ausgerufen hat. Bei einer Feierstunde zur
„sozialen Marktwirtschaft” benannte An-
gela Merkel einen Schwerpunkt ihrer künf-
tigen Politik. Aus dem Motto ,Wohlstand
für alle’ von Ludwig Erhard, dem Vater der
Währungsreform nach dem Krieg, müsse
jetzt ,Bildung für alle’ werden. Sie werde
sich des Themas persönlich annehmen, so
Merkel damals; im „Land der Ideen” solle
„jeder seine Chancen nutzen” können.

Aus den Versprechungen ist nicht viel ge-
worden, die Bildungsrepublik ein Märchen
geblieben – wegen mangelnder finanzieller
Unterstützung. Für 2007 hatte die Organi-
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) festgestellt,
Deutschland gebe nur 4,7 Prozent seines
Bruttoinlandsproduktes (BIP) für Bildung
aus. Bund und Länder beschlossen darauf-
hin, die Investitionen für Bildung und For-
schung bis 2015 auf zehn Prozent zu steigern
– ein Anliegen, das sich auch der Koalitions-
vertrag der schwarzgelben Koalition zu ei-
gen machte. „Auf Basis der OECD-Zahlen

hätte das bedeutet,
jährlich 40 Milli-
arden Euro mehr
in Kitas, Schulen,
Hochschulen und in
die Weiterbildung
zu investieren”,
sagt Ulrich Thöne,
Vorsitzender der
Gewerkschaft Er-
ziehung und Wis-
senschaft. Wer „un-
ter dieser selbst ge-
wählten Messlatte
zum wiederholten
Mal durchspringt”,

verliere seine Glaubwürdigkeit.
Spätestens nach der Ankündigung des

Sparpakets der Regierung war klar, dass
die Ziele der „Bildungsrepublik” nicht er-
reicht werden. Es klafft eine Lücke von
mindestens 13 Milliarden Euro. Statt mehr
Abiturienten für das Studium zu gewinnen,
drohte selbst eine bescheidene Bafög-Er-
höhung am Kompetenzgerangel zwischen
Bund und Ländern zu scheitern: Erst in
letzter Minute einigte man sich im Oktober
2010 auf eine Steigerung um zwei Prozent.
Die Einführung von Elitestipendien, von
der Wirtschaft kräf-
tig unterstützt, hatte
zuvor weit weniger
Streit ausgelöst.

Soziale Schief-
lagen prägen das
Bildungssystem auf
allen Stufen. Wer
aus einem einkom-
mensschwachen El-
ternhaus kommt, hat
es deutlich schwerer
als der Anwaltssohn
oder die Arzttoch-
ter. Angesichts der
Krise der Gemein-
definanzen erhöhen
viele Kommunen
die Gebühren für die
Kinderbetreuung –
oder sie streichen,
wie im Kreis Peine,
die Fahrkarten. Die
frühe Trennung der
Grundschüler schon
nach der vierten
Klasse verschärft
die ohnehin sehr
verschiedenen Aus-
gangsbedingungen
weiter. Immer mehr
Extrakosten für Bü-
cher, Kopien oder
Ausflüge fallen in

den Schulen an. Teure Nachhilfestunden
können sich nur die leisten, deren Nach-
wuchs es meist nicht nötig hat. Wem es
dennoch aus einfachen Verhältnissen he-
raus gelingt, Abitur zu machen, für den wer-
den Studiengebühren, wie sie die meisten
Bundesländer eingeführt haben, zu einer
zusätzlichen Hürde.

Bildungsrepublik Deutschland? Diese
besteht aus 16 weitgehend unabhängigen
Kleinstaaten, deren Politik sich im Rhyth-
mus von Landtagswahlen und wechselnden
Koalitionen ständig ändert. Die Ergeb-
nisse der internationalen Pisa-Vergleiche
haben die Verantwortlichen zwar alarmiert,
passiert aber ist relativ wenig. Die jüngste
Studie der OECD fordert die Bundesre-
gierung zum wiederholen Male zu mehr
Anstrengungen vor allem im Bereich der
beruflichen Qualifizierung und der Hoch-
schulen auf. Die Hörsäle der Universitäten
sind überfüllt, und 1,5 Millionen Menschen
im Alter zwischen 20 und 29 Jahren haben
keine abgeschlossene Berufsausbildung.
Wenn sie ihr Versprechen einlösen und
Chancengleichheit herstellen will, hat Kanz-
lerin Merkel noch einiges zu tun.

Thomas Gesterkamp
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Einstimmiger Tenor und Botschaft der
Veranstaltung war, dass Kinderschutz
erst durch das Zusammenwirken mehre-
rer Akteure gewährleistet werden kann.
Unabdingbare Voraussetzung dafür ist
die Zusammenarbeit zahlreicher staatli-
cher und nichtstaatlicher Institutionen im
Bereich der Prävention und Repression.
Denn „es geht um das Beste und Wert-
vollste was wir haben – unsere Kinder“, so
Renate Holznagel, 1. Vizepräsidentin des
Landtages Mecklenburg-Vorpommern
(M-V). Darüber hinaus waren die Mini-
sterin für Gesundheit und Soziales M-V
Manuela Schwesig, die Justizministerin
M-V, Uta-Maria Kuder, sowie der Innen-
minister des Landes M-V, Lorenz Caffier,
erschienen.

Im Rahmen der Veranstaltung, kamen
die Handlungsbereiche aller verantwort-
lichen Akteure zur Sprache. Problem ist
und bleibt weiterhin, dass es kein Patent-
rezept im Umgang mit sexueller Gewalt
gegen Kinder gibt. Ein erster Schritt kann
und muss daher sein, mit dem Verdacht
nicht allein zu bleiben, sich Rat und Hilfe
zu suchen.

Hierfür schuf das Land M-V in den ver-
gangenen Jahren zahlreiche Plattformen
und Anlaufstellen und förderte deren
Vernetzung. Besonders erwähnenswert
ist das Modellprojekt „Psychosoziale Pro-
zessbegleitung“ des Justizministeriums
M-V. Das bundesweit einmalige Projekt
verfolgt das Ziel, die Belastungen, denen
missbrauchte Kinder und Jugendliche als
Zeugen in der Zeit des Strafverfahrens
ausgesetzt sind, so gering wie möglich zu
halten. Die professionelle Unterstützung
durch Prozessbegleiter soll eine zweite
Traumatisierung während des Gerichts-
verfahrens verhindern, die Aussagebereit-
schaft der Opfer erhöhen, und hierdurch
auch potentielle Täter abschrecken.

Ebenfalls Ende 2010 wurden zwei „Op-
ferschutzambulanzen“ bei den Rechtsme-
dizinischen Instituten des Landes einge-
richtet. Zweck ist die verstärkte Einbin-

KINDERSCHUTZ

Bundesweit einmalig:
psychosoziale Prozessbegleitung

Um sich über das Thema Kinderschutz zu informieren, zu beraten und
miteinander ins Gespräch zu kommen, trafen sich am 2. Dezember 2010
in der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspfle-
ge in Güstrow mehr als 350 Vertretern aus Politik, Justiz, Polizei, Medi-
zin, Jugend und Soziales zur 4. Landeskinderschutzkonferenz.

dung der Rechtsmedizin bei der Verfol-
gung und Verurteilung von Straftätern.
Opfern von Gewalt- und Sexualstraftaten
wird ermöglicht, sich außerhalb eines
Strafverfahrens rechtsmedizinisch unter-
suchen zu lassen. Verletzungen können so
dokumentiert und gesichert werden und
in einem möglichen Strafverfahren als
Beweismittel verwendet werden.

Ein wicht iger
Baustein zur Ver-
netzung der Jugend-
ämter im Land bil-
det das „Bündnis
Kinderschutz MV“.
Während der Kon-
ferenz wurde die
Internetseite www.
buendnis-kinder-
schutz-mv.de durch
die Ministerin für
Gesundheit und
Soziales, Manuela
Schwesig, offiziell
freigeschaltet.

Im Anschluss
erhielten die Teil-
nehmer der Veran-
staltung die Möglichkeit, verschiedene
Fachforen zu besuchen. Prof. Dr. med.
Andreas Büttner, Direktor des Instituts
für Rechtsmedizin an der Universität
Rostock referierte zum Thema „Das
Erkennen und Bewerten von Spuren
und Hinweisen auf sexuelle Gewalt aus
rechtsmedizinischer Sicht“. Er betonte,
die Bedeutung der rechtsmedizinischen
Untersuchung im Prozess der Strafver-
folgung. Alle Verantwortlichen, die bei
ihrer tagtäglichen Arbeit Umgang mit
Kindern haben, müssen für die Anzeichen
sexueller Gewalt gegen Kinder sensibili-
siert werden. Sind diese gegeben, sollte
schnellstmöglich eine rechtsmedizinische
Untersuchung zur Sicherung von Spuren
durchgeführt werden. Aber er wandte
auch ein, dass ein sexueller Missbrauch
von Kindern nicht immer gleichzusetzen

ist mit physischer Gewalt. Das Fehlen von
körperlichen Befunden schließt sexuelle
Gewalt gegen Kinder nicht aus. Er rät
zur Untermauerung der Vermutung, ob
sexuelle Gewalt gegen ein Kind verübt
wurde, neben dem diagnostischen Befund
nach weiteren Beweismitteln im Umfeld
und anhand des Verhaltens des Kindes
zu suchen.

Die Rechtsmedizin ist eines von vielen
Puzzlestücken zur Verfolgung und Verur-
teilung des Täters.

Sie kann auch unabhängig von jeder
Strafverfolgung und damit losgelöst von
einer Entscheidung der Staatsanwalt-
schaft Gefahren abwehrend zur Vorbe-

reitung sorgerechtlicher Entscheidungen
des hierfür zuständigen Familiengerichts
angefordert werden.

Die Veranstaltung schloss mit einer
Podiumsdiskussion. Hierbei wurden
einzelne Themen der Konferenz noch
einmal aufgegriffen. Fazit der 4. Lan-
deskinderschutzkonferenz ist, dass das
Thema sexuelle Gewalt gegen Kinder
die Grauzone des Schweigens durchbro-
chen hat. Viel Positives ist in Bewegung
gekommen. Damit das so bleibt, müssen
staatliche und nichtstaatliche Akteure
weiterhin verstärkt miteinander kommu-
nizieren und zusammenarbeiten. Fakt ist
aber auch, dass für die kommenden Jahre
noch ausreichend Handlungsbedarf für
alle beteiligten Akteure besteht.

PKAin Steffi Dörris, FHöVPR

Soziales und Polizei Seite an Seite: Mecklenburg-Vorpommerns
Sozialministerin Manuela Schwesig und Initiator der Landeskin-
derschutzkonferenzen in M-V, PD Rainer Becker. Foto: Doll
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Am 17. November 2010 hat die Bun-
desregierung den Überprüfungsbericht
zur „Rente mit 67“ veröffentlicht. Die
Revisionsklausel war ein Erfolg von Ge-
werkschaften, Sozial- und Wohlfahrtsver-
bänden im Gesetzgebungsprozess. Das
Netzwerk für Rente (DGB und seine Ein-
zelgewerkschaften, VdK, SoVD, Volks-
solidarität, Paritätische Gesamtverband)
hat seit 2006 den Arbeitsmarkt und die
Entwicklung der sozialen Lage Älterer
beobachtet und vier Monitoring-Berichte
vorgelegt und damit einen Maßstab für

eine umfassende und realitätsnahe Über-
prüfung der „Rente mit 67“ gesetzt.

Nach intensiver Diskussion stand fest:
Die Diskrepanz zwischen beiden Auf-
fassungen bleibt bestehen. Während der
Vertreter des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales, Staatssekretär Andreas

SOZIALPOLITIK

Rente mit 67 –
Bericht der Bundesregierung

Wird der Überprüfungsbericht der Bundesregierung zur „Rente mit 67“
den gesetzten Maßstäben gerecht, erfolgt eine ehrliche Bestandaufnah-
me oder wird die Realität schöngefärbt? Darüber diskutierten am 8. De-
zember 2010 in Berlin ca. 120 Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit Ver-
treterinnen und Vertretern aus Politik, Wissenschaft und des Netzwerks
für gerechte Rente auf Einladung des DGB.

Während Bundesarbeitsministerin Ursu-
la von der Leyen (CDU) am 17.11.2010
in ihrem Ministerium in Berlin auf einer
Pressekonferenz das Festhalten an der
Rente mit 67 verteidigt, protestierten
Mitglieder der Gewerkschaft IG-Metall
vor dem Bundeskanzleramt in Berlin.
Mit der Aktion soll gegen die Rente mit
67 Jahren und das Sparpaket der Bun-
desregierung.

Foto: Stephanie Pilick/dpa

Storm, u. a. anhand steigender Lebenser-
wartung, Verlängerung des Rentenbezug-
salters, Entwicklung der Geburtenziffer
und Demografie die Unabwendbarkeit
der „Rente mit 67“ darzulegen versuchte,
kritisierten Wissenschaftler und Betrof-
fene den Überprüfungsbericht. Der Vor-
wurf lautete: Unvollständige, einseitige

Problembeschreibungen im Bericht, dem
keine kritischen Bewertungen zugrunde
gelegt worden wären. Fachkräftemangel
werde als – fehlerhafte – Begründung für
die Rente mit 67 herangezogen. Stattdes-
sen komme der Weiterbildungsbedarf
zu kurz, der Grundsatz Reha vor Rente

finde nicht ausreichend Raum. Der Ar-
beitsschutz müsste verbessert werden,
um die Versicherten überhaupt in die
Lage versetzen zu können, länger zu ar-
beiten. Bestimmte Personengruppen, z.
B. Schwerbehinderte müssten besonders
berücksichtigt werden. Unter dem Strich
blieb: „Im Durchschnitt werden alle stati-
stisch gleich behandelt.“ Und damit wurde
dem Bericht bescheinigt: Nicht realitäts-
nah. Körner

Foto: Rainer Jensen/dpa
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Israel und Deutschland sind durch ein
vielschichtiges Netz verbunden. Seit 1965
gibt es diplomatische Beziehungen. Durch
den national-sozialistischen Völkermord
an den europäischen Juden gibt es gerade
aus deutscher Sicht eine Verpflichtung,

BILDUNGSPOLITISCHES SEMINAR

So vertraut und doch so fremd
25 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus den GdP-Landesbezirken Berlin,
Brandenburg, Hessen, Schleswig-Holstein und dem GdP-Bezirk BKA nah-
men vom 7. bis 14. November 2010 an einem Bildungspolitischen Semi-
nar der GdP Schleswig-Holstein in Israel teil.

sich mit dieser Zeit der dunklen deutschen
Vergangenheit auseinander zu setzen.

So gelangten die Teilnehmer immer
wieder mit den israelischen Gesprächs-
partnern an den Punkt, bei dem es hieß:

Keine Familie mehr oder keine Angehö-
rigen. Der Besuch der Holocaust-Gedenk-
stätte Yad Vashem war deshalb auch ein
zentraler Punkt dieses Seminars.

Mit Berufsausbildung, Bezahlung, Ar-
beitszeit, aber auch der regionalen Krimi-
nal- und Verkehrsunfallstatistik setzten
sich die 25 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer beim Besuch des Polizeihauptquar-
tiers in Haifa auseinander.

Den Besuch der Universität Haifa, In-
stitut für Nationale Sicherheit, wird allen
Teilnehmerinnen und Teilnehmern in leb-
hafter Erinnerung bleiben. Der Leiter des
Instituts, Prof. Dan Sueftan, skizzierte mit
offenen Worten die Situation des Landes,
das umringt ist von Nachbarn, mit denen
es wenig partnerschaftliche Beziehungen
pflegt. Die Diskussion um die Zukunft
der Zwei-Staaten-Lösung nahm breiten
Raum ein.

Im Rahmen dieses Seminars wurden
viele politische, wirtschaftliche, kulturelle,
berufliche und vor allem geschichtliche
Gespräche geführt. Auch die Gespräche
bei der Friedrich-Ebert-Stiftung Herzlya
sowie bei kommunalen und religiösen
Institutionen fehlten nicht.

Fazit: In Israel kommt uns Vieles ähn-
lich vor wie bei uns, aber es gibt auch
Ungewohntes und Fremdes. Es lohnt sich,
die Kontakte zu den Menschen und In-
stitutionen dort fortzusetzen. Nur wer im
Gespräch bleibt, kann den anderen besser
verstehen. Karl-Hermann RehrDie Seminar-Teilnehmerinnen und -Teilnehmer in Israel Foto: Rehr

Die Vorbereitungen sind bereits im
vollen Gange, die konkreten Routenpla-
nungen jedoch noch nicht abschließend
festgelegt und letztendlich abhängig von
der Teilnehmerzahl.

Die Streckenführung ist zumeist so ge-
wählt, dass überwiegend auf asphaltierten
Radwegen und Kreis- und Landstraßen
gefahren wird. Nur in Ausnahmefällen
wird die Bundesstraße genutzt. Neben
einer verkehrstechnisch weitestgehend
konfliktfreien Routenplanung werden
wir darauf achten, landschaftlich reizvolle
Abschnitte mit einzubeziehen.

Die Touren sollen keinen Stress verur-
sachen. Wir fahren kein Rennen! Die Ver-
anstaltung ist daher genehmigungsfrei.
Ziel ist, dass alle gemeinsam, gesund und

ANKÜNDIGUNG

GdP dreht am Rad
Unter dem Motto „Tour de Courage gegen Gewalt“ und einer repräsen-
tativen Schirmherrschaft plant der GdP-Bundesvorstand in der ersten
Augustwoche 2011 eine Rad-Sternfahrt nach Berlin.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
GdP-Tour 2007 Foto: GdP Hessen
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munter ankommen und wir die Öffent-
lichkeit mit unserem gewerkschaftlichen
Anliegen erreichen. Gruppenerlebnis und
Genießen einer reizvollen Landschaft sind
ebenso wichtig.

Je nach Etappenprofil werden wir
täglich zwischen 100 und 120 Kilometer
zurücklegen. Das bedeutet einen Durch-
schnitt von 20 - 25 km-/h. In sechs Tagen
werden somit rund 600-700 Kilometer
möglich sein. Zielgruppe sind daher am-
bitionierte Hobbyradsportler innerhalb
der GdP. Niemand wird zurückgelassen.

Unsere „Besenwagen“, besetzt durch rü-
stige GdP-Pensionäre, können bei Bedarf
jederzeit in Anspruch genommen werden.

Eine ausführliche Ausschreibung mit
Organisationshinweisen erfolgt nach Pla-
nungsende in der DP und in den Landes-
bezirken.

Vorabinformationen über Jörg Bruch-
müller, Mitglied des Geschäftsführenden
Bundesvorstandesder GdP.
E-Mail:

joerg.bruchmueller@gdp-online.de
Jörg Bruchmüller

ANKÜNDIGUNG MOSAIK

Informationsbroschüre
der EU „Freiheit, Sicher-
heit und Recht für alle“

Die Europäische Kommission hat
die Broschüre „Freiheit, Sicherheit
und Recht für alle – Justiz und Inneres
in der Europäischen Union“ heraus-
gegeben. In dem Dokument werden
u.a. die wesentlichen Maßnahmen der
EU beschrieben, die zu einer Verbes-
serung der grenzüberschreitenden

Zusammenarbeit nationaler Polizei-,
Justiz- und Zollbehörden beitragen
sollen. Die deutsche Version der Bro-
schüre kann unter folgender URL
kostenlos herunter geladen werden:

http://ec.europa.eu/publications/
booklets/move/42/de.pdf

Anne-Marie Orler zur
obersten Polizistin der Vereinten
Nation ernannt
Die ehemalige Sektionsvorsitzende

von Amnesty International Schweden,
Anne-Marie Orler, ist zum UN-Police-
Advisor ernannt worden. Die 49-jäh-
rige Schwedin ist somit Chefin von rund
13.000 Polizeibeamten aus 90 Ländern,
die in 15 Friedensmissionen weltweit im
Einsatz sind. Orler hat Journalismus
und Rechtswissenschaften studiert, war
Polizeibeamte und hat sich über 20
Jahre für Menschenrechte und gegen
Folter engagiert.
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Männer im Dilemma zwischen Beruf und Familie

Das Bild des Mannes ist derzeit im
Wandel. Als Vater ist er heute nicht mehr
nur Ernährer, sondern soll und will sich
auch den Kindern widmen. Das bringt
ihn unter Druck, zeigt eine Studie des
Zentrums Gender Studies der Universität
Basel (http://genderstudies.unibas.ch).
Interviewt wurden dazu 60 Akademiker,
teils mit und teils ohne Kinder. „Manche
Entscheidungen spitzen sich bei Aka-
demikern zu, da die Familiengründung
wegen des Studiums und der häufigen
Karriere der Partnerin oft später erfolgt.
Die Situation anderer Milieus dürfte je-
doch ähnlich sein“, berichtet Studien-
Mitautorin Diana Baumgarten.

Väter gelten weiterhin als Hauptver-
diener der Familie. Geändert hat sich
jedoch die Einstellung zur Familie. „Die
meisten Männer wollen sich anders als
ihre eigenen Väter verhalten, die sie oft
als distanziert oder nicht als adäquates
Gegenüber erlebt haben. Viele möchten
zeitlich mehr oder zumindest deutlicher
spürbar für die eigenen Kinder anwesend
sein.“

Die Ansprüche der Gesellschaft an
Eltern werden immer höher, während
jedoch der Beruf weiterhin das männliche
Selbstverständnis bestimmt. Wer beide
Rollen unter einen Hut bringen will, stößt
oft auf Grenzen, denn etwa Teilzeitarbeit

ist Männern
noch kaum
m ö g l i c h .
M a n c h e
resignieren
und ent-
s c h e i d e n
sich gegen
eine Fami-
l i e n g r ü n -
dung. „Das
geschieht
meist nicht
aus hedo-
nistischen Karrieregedanken, sondern da
solche Männer glauben, die Vereinbarkeit
nicht bewerkstelligen zu können“, berichtet
die Forscherin.

Umbruch noch nicht abgeschlossen
Der Schritt zur Familiengründung, den

Männer heute zumeist mit ihrer Partne-
rin gemeinsam planen, bringt jedoch auch
Chancen. So orientieren sich Männer zu
diesem Zeitpunkt etwa beruflich neu, oder
die Partner teilen die Erwerbsarbeit un-
tereinander neu auf, damit sie die Kinder
intensiver betreuen können. Männer achten
besonders darauf, trotz Kindern eigene
Freiräume etwa für Hobbys, Freunde oder
eine jährliche Skitour zu erhalten. „Bei El-
tern ist heute zu beobachten, dass es immer

weniger einen festgelegten Alltag gibt,
sondern dass die Rollen ständig neu ver-
handelt werden“, so Baumgarten.

Die Rolle des Mannes ist somit im
Umbruch, das Ziel noch nicht erreicht.
Wie dieses aussehen wird, ist laut der
Basler Gender-Forscherin noch nicht
eindeutig entschieden. Einiges deutet
jedoch darauf, dass in Zukunft alte und
neue Rollenbilder parallel nebeneinan-
der existieren. „Manche Männer sind
verunsichert und übernehmen wieder tra-
ditionelle Muster. Doch auch der gesell-
schaftliche Rückhalt und die Akzeptanz
neuer Vatermodelle wächst.“

Teilzeit für beide gefordert
Politisch fordern die Studienautoren

bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie auch für Männer. „Teilzeit-Stellen
oder eine Reduzierung der Arbeitszeit
um zehn oder 20 Prozent sind in vielen
Berufen noch ein Novum und erfordern
viele Verhandlungen.“ Unterstützt wer-
den sie dabei von einer aktuellen GfK-
Studie, der zufolge die Mehrheit sowohl
der Frauen als auch der Männer Teilzeit
für beide Elternteile befürworten. In die
Praxis setzen dies dennoch nur verschwin-
dend wenige Männer um. „Das Umden-
ken ist noch nicht geschehen. Nach wie
vor werden Überstunden und Vollzeit-
karriere glorifiziert“, so Baumgarten.

pressetext vom 5.11.2010

Eine Studie des Instituts für Human
und Sozialwissensschaften der Landes-
verteidigungsakademie in Wien (IHSW)
hat sich mit den Aktivitäten von Dschi-
hadisten im Internet beschäftigt. Neben
einer grundsätzlichen Einführung in das
Thema Islamismus und Internet fokus-
siert die Untersuchung insbesondere die
Aktivitäten von Sympathisanten des Is-
lamismus, die sich überwiegend im Inter-
net abspielen (virtuelle Dschihadisten).
Dabei zeigte sich, dass Plattformen des
Social Web wie Twitter und Facebook
zunehmend als Bühne für islamistische
Propaganda verwendet werden.
Weitere Informationen:
http://www.bundesheer-oesterreich.
info/wissen-forschung/publikationen/
publik ation.php?id=519

Polizei-Newsletter 133

Virtuelle Dschihadisten
und das Social Web

Immer mehr Kinder unter drei Jah-
ren besuchen Kindertagesstätten, Kin-
dergärten oder andere Bildungs- und
Betreuungseinrichtungen. Nach An-
gaben des Statistischen Bundesamtes
wurden im März 2010 rund 472.000
Kinder in diesem Alter außerhalb
des Elternhauses betreut. Das waren
55.000 Kinder mehr als ein Jahr zuvor.
Der Anteil der Unter-Dreijährigen in
Tagesbetreuung, die so genannte Be-
treuungsquote, stieg damit bundesweit
auf 23,1 Prozent. 2009 waren es noch
20,4 Prozent. Wie in den Vorjahren war
in den ostdeutschen Bundesländern die
Betreuungsquote mit 48,1 Prozent fast
dreimal so hoch wie in den westdeut-
schen, wo sie bei 17,4 Prozent lag.

Außerfamiliäre Kinder-
Betreuung nimmt zu
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Mit der Einführung des
Euro in Deutschland 2001
verschwand die D-Mark
weitestgehend aus dem öf-
fentlichenLeben.NeunJahre
spätervermisstedieDeutsche
Bundesbank nach Angaben
des Bundesverbands deut-
scher Banken zum Stichtag
Ende 2009 rein rechnerisch
noch immer 13,6 Mrd. D-
Mark. Auf den heutigen
Euro umgelegt ergibt dies
die stolze Summe von rund
sieben Mrd. Euro. Viele Pri-
vathaushalte sind oft ahnungslos.

Gegenwärtig gebe es über den Ver-
bleib des Altgeldes viele Spekulationen.
Vor allem bei Touristen und auch bei

Münzsammlern wird ein Großteil des Be-
standes vermutet.

Fest steht, dass von der vermissten deut-
schen Altwährung 6,6 Mrd. D-Mark in

Deutsche Bundesbank vermisst 13,6 Mrd. Mark Banknoten und knapp sieben Mrd. D-
Mark-Münzen noch nicht umgetauscht
wurden. Dabei ist ein Umtausch weiter in
den Filialen der Deutschen Bundesbank
gratis und unbefristet möglich. Ein Euro
ist 1,95583 D-Mark wert. Es gilt damit der
gleiche Kurs wie damals beim Start der
europäischen Gemeinschaftswährung.
Private Kreditinstitute nehmen das Alt-
geld in der Regel nicht mehr an.

„Vor dem Umtausch sollte man sich
informieren. Denn es kann vorkommen,
dass manche D-Mark-Geldscheine und
-Münzen begehrte Sammlerobjekte sind
und im Fachhandel sowie auf Auktionen
ein Vielfaches des Nennwertes bringen“,
erklärt Topar gegenüber pressetext. Dies
gelte für gut erhaltene, möglichst bank-
frische Exemplare aus der Frühzeit der
D-Mark. Auch die frühen Fünfmark-Ge-
denkmünzen aus den 50er Jahren seien
inzwischen äußerst gefragt.

pressetext vom 3.11.2010

MOSAIK

Fundgrube

Unser Leser Helmut
Ross hat uns das nach-
folgend abgebildete Do-
kument zugesandt. Er
hat es 1968 von seinem
Vorgänger Buchholz
übernommen.

Historisches aus der
Polizeigeschichte ist
sicher für viele Lese-
rinnen und Leser inte-
ressant. Wir möchten
daher alle ermutigen,
uns interessantes histo-
risches Material zur Ver-
öffentlichung in unserer
Zeitung zu schicken
oder auch bemerkens-
werte Begebenheiten
oder Erinnerungen
selbst aufzuschreiben.
Vieles verdient einfach
nicht, in Vergessenheit
zu geraten.

Marion Tetzner

Unsere Anschrift:
Gewerkschaft der Polizei
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4
10555 Berlin

Per E-Mail: gdp-redaktion@gdp-online.de
Per Fax: 030 - 39 99 21 - 200
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Der 24. Ordentliche Bundeskongress der
Gewerkschaft der Polizei ist beendet.
Wieder einmal war es für die 254 Dele-
gierten der Landesbezirke und Bezirke an
der Zeit, die Eckpfeiler der nächsten vier
Jahre polizeilicher Gewerkschaftsarbeit zu
stecken. Mit einem besonderen Interes-
se verfolgten die unter den Delegierten

anwesenden JUNGE GRUPPE-Mitglieder
diesen 24. Ordentlichen Bundeskongress.
Für viele der noch jungen Teilnehmer/
Innen, war diese erste Kongressteilnah-
me etwas ganz Besonderes. Erneut war
der Kongress gespickt mit politischen

JUNGE GRUPPE (GdP) hat die Zukunft im Blick
Persönlichkeiten. Insbesondere die An-
wesenheit des Bundespräsidenten der
Bundesrepublik – Christian Wulff – und
des Bundesinnenministers Thomas de
Maizière verwiesen auf den immensen
Stellenwert, den die Gewerkschaft der
Polizei auf der politischen Ebene und
unter den Gewerkschaften hat.

Mit dem Verlauf des Kongresses zeigte
sich die Bundesjugendvorsitzende der
JUNGE GRUPPE (GdP) sehr zufrieden.
Viele der vom Bundesjugendvorstand
eingereichten Anträge fanden bei den
Delegierten Gehör und sind ab sofort auf

der Agenda des Bundesvorstandes vertre-
ten. „Die JUNGE GRUPPE (GdP) ist nicht
nur der Hort für junge Gewerkschaftsmit-
glieder. Die JUNGE GRUPPE (GdP) steht
vielmehr für die politische Teilnahme, für
die Gewinnung neuer junger Mitglieder
und für die Zukunft der GdP. Die demo-
graphische Entwicklung ist eine Tatsache
und wird die Gewerkschaftsarbeit aller
Gewerkschaften vor schwierige Aufgaben
stellen. Der JUNGEN GRUPPE (GdP) ist
dies sehr bewusst. Wir wollen alle neuen
Polizistinnen und Polizisten mit Qualität
überzeugen und ihnen etwas bieten, was
keine andere Polizeigewerkschaft jungen
Polizeibeschäftigen heutzutage bietet.
Wir wollen jungen Beschäftigten in der
Polizei die Möglichkeit bieten, Einfluss
auf die eigene Zukunft zu nehmen“, so die
Bundesjugendvorsitzende Sabrina Kunz.

Diesbezüglich zeigte sich der Bundesju-
gendvorstand sehr erfreut, dass durch
die Annahme des Antrags C 75 die Stelle
eines hauptamtlichen Bundesjugendlei-
ters in der Bundesgeschäftsstelle für die
Zukunft gewährleistet ist und die Arbeit
der JUNGE GRUPPE (GdP) weiterhin mit
der Intensität fortgeführt werden kann,
für die sie in der Vergangenheit bekannt
war. „Mit einem hauptamtlichen Bundes-
jugendleiter haben wir Ehrenamtlichen die
Unterstützung, die wir brauchen und damit
erhält unsere Arbeit die entsprechende
Wertigkeit“, so Sabrina Kunz abschlie-
ßend zu dem Bundeskongress in Berlin.

Torsten Rohde

Eine detaillierte Beschreibungen der Se-
minarinhalte sowie die Teilnahmebedin-
gungen findet Ihr auf der Homepage der
JUNGEN GRUPPE (GdP) www.gdpjg.de.

Die Anmeldung ist ab dem 10.1.2011
(12 Uhr) Uhr auf der Homepage der
JUNGEN GRUPPE (GdP) möglich. Die
Teilnehmer/innen werden in der Reihen-
folge ihrer Anmeldung den Seminaren
zugeteilt.

Die Seminarplanung der JUNGE GRUPPE (GdP) für das Jahr 2011 steht fest.
Folgendes Seminarangebot steht 2011
zur Auswahl:

Seminar 1:
Rhetorik: Die Kunst der freien Rede
4. bis 6. April 2011 in Brakel

Seminar 2:
Fit im Job:
14. bis 17. Juni 2011 in Lindow

Seminar 3:
Europaseminar: Belfast (Nordirland)
26. September bis 1. Oktober 2011

Seminar 4:
Der Polizeibeamte als Zeuge vor Gericht
22. bis 24. November 2011 in Karls-
ruhe

Begehrte JUNGE GRUPPE-Sticker auf dem Kongress Fotos: Torsten Rohde



1 – 2011 Deutsche Polizei 39

IMPRESSUM:
Herausgeber:
Bundesjugendvorstand Junge Gruppe (GdP),
Stromstr. 4, 10555 Berlin
Telefon: (030) 39 99 21 - 105;
Fax: (030) 39 99 21 - 200
www.gdp-junge-gruppe.de
jg@gdp-online.de

V. i. S. d. P.: Sabrina Kunz

Redaktion:
Torsten Rohde, Sabrina Kunz JU

N
G

E
G

R
U

P
P

E

Sehr zufrieden und leicht erschöpft wirkten
die 20 Teilnehmer/Innen der Bundesju-
gendvorstandssitzung in Münster (s.Foto).
„Wir haben viel geschafft und gut gearbei-
tet, das war ein sehr zufriedenstellender
Beginn“, so die Bundesjugendvorsitzende
Sabrina Kunz.

Der Bundesjugendvorstand traf sich in
dieser Konstellation das erste Mal seit
der im April stattgefundenen Bundesju-
gendkonferenz. Aus diesem Grund war
es den Mitgliedern sehr wichtig, sich erst
einmal auf das gemeinsame zukünftige
Miteinander zu verständigen. Die eigenen
Stärken zu entdecken, aber auch die eige-
nen Schwächen kennenzulernen. Denn die
Zielsetzung war von Beginn an eindeutig.
Die JUNGE GRUPPE (GdP) will Akzente in
der Jugendarbeit für junge Polizeibeschäf-
tigte setzen, politisch wirksam werden und
Veränderungen einleiten. Denn eines ist
allen Beteiligten klar: Nur wenn jeder für
seine Zukunft sorgt und gemeinsam für
Forderungen und Veränderungen einsteht,
kann er oder sie etwas bewegen. Das ist
das Ziel der JUNGE GRUPPE (GdP).

„Wir wollen uns an unseren Taten messen
lassen!“ Diese Aussage gilt und wird die
Politik der JUNGE GRUPPE (GdP) in Zukunft
vorantreiben. So war es nicht nur wichtig,

Die JUNGE GRUPPE (GdP) im Vormarsch
Erste BJV-Sitzung nach der Bundesjugendkonferenz

die organisatorischen Voraussetzungen zu
schaffen und die Wichtigkeit kontinuier-
lichen und nachhaltigen Arbeitens heraus-
zustellen, sondern auch auf erste Erfolge
hinzuweisen:
Der zukünftige Internetauftritt wurde bereits
konzeptioniert und das Betreuungsprojekt
Castor 2010 wurde erarbeitet (über die
Castor-Betreuung berichteten wir bereits
in der letzten Ausgabe). Das Seminarpro-
gramm 2011 ist festgezurrt und steht ab
10.1. 2011 zur Anmeldung zur Verfügung.
Die politischen Debatten zu Stuttgart 21
und Atomkraft wurden aufbereitet, beurteilt
und werden den wesentlichen Kern der im
Mai 2011 stattfindenden zentralen Arbeits-
tagung widerspiegeln.

„Die JUNGE GRUPPE (GdP) betrachtet die
aktuelle politische Situation als sehr kri-
tisch. Die Polizei wird permanent als Puffer
zwischen politischen Versagen und gesell-
schaftlichen Unmut herangezogen. Hier
muss die Politik initiativ werden und dieser
zurzeit auf dem Rücken der Polizei ausge-
tragenen Situation Einhalt gebieten“, so
Sabrina Kunz zu den aktuellen Geschehnis-
sen. „Das haben wir auch deutlich in dem
Positionspapier der JUNGEN GRUPPE (GdP)
zum Castor 2010 zur Geltung gebracht“.

Die JUNGE GRUPPE (GdP) setzt ihre Priori-

täten in der zukünftigen Zusammenarbeit.
„Gemeinsam statt Einsam“ wäre ein pas-
sendes Motto für das zukünftige Miteinan-
der innerhalb der JUNGE GRUPPE (GdP). Die
Mitglieder des Bundesjugendvorstandes
wollen keine Einzelkämpfer sein und in
vielen Situationen zusammenhalten. Eben-
so sollen die bisher weniger stark JUNGE
GRUPPE (GdP) organisierten Landesbezirke
mit ins Boot geholt werden. Die JUNGE
GRUPPE (GdP) soll jedem zugänglich sein,
jeder der Hilfe und Unterstützung beim Auf-
bau einer JUNGE GRUPPE (GdP) in seinem
Landesbezirk oder Bezirk benötigt, wird die-
se erhalten. Man möchte offen und ehrlich
miteinander umgehen und kritisch-konstruk-
tiv zur Entscheidungsfindung beitragen. Die
JUNGE GRUPPE (GdP) ist auf einem guten
Weg. Der Dank gilt allen Teilnehmern/Innen
der BJV-Sitzung.

Torsten Rohde
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Im Mittelpunkt dieses Buches stehen
das behördliche Disziplinarverfahren so-
wie die Bemessung von Disziplinarmaß-
nahmen. Dabei führt der Autor den Leser
von der Einleitung
bis zum Abschluss
eines Disziplinarver-
fahrens.Besonderen
Problemstellungen
(„Fallgruppen“)
widmeterzudemein
eigenes Kapitel. Mit
zahlreichen Fußno-
ten und Hinweisen
auf die Rechtspre-
chung ermöglicht er
darüber hinaus ein
gezieltes Vertiefen der Materie.

Zugrunde gelegt sind das nordrhein-
westfälische Landesrecht und das Bun-
desrecht (LDG NRW/BDG). Parallelvor-
schriften anderer Bundesländer werden bei
Bedarf genannt und auf landesrechtliche
Besonderheiten wird eingegangen. Durch
die themenbezogene und zugleich an der
Gliederung des Landesdisziplinargesetzes
NRW orientierte Systematik ist das Buch
länderübergreifend sowohl zur metho-
dischen Erarbeitung der Rechtsmaterie als
auch als Nachschlagewerk geeignet. Damit
ist es für Betroffene wie auch für Ermitt-
lungsführer, Bevollmächtigte, Vorgesetzte
und Sachbearbeiter in der Verwaltung ein
wertvolles Hilfsmittel.
Disziplinarrecht, Christoph Keller, VER-
LAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR
GMBH, 1. Auflage, 2010, 280 Seiten,
DIN A5, Broschur, 19,90 Euro, ISBN
978-3-8011-0641-6

Disziplinarrecht

Schwere Gewalttaten gegen Kinder
geschehen oft durch Eltern oder ande-
re nahe stehende
Personen. Der
vorliegende Band
versammelt Beiträ-
ge von Experten,
die nicht alleine
wissenschaftlich,
sondern auch pra-
xisnah tätig sind.
So wird eine viel-
schichtige Sicht
auf das Phänomen
„Schwere Gewalt
gegen Kinder“ ermöglicht und das neu-
este Fachwissen sowie Handlungsansätze
für die Praxis vorgestellt.

Das Buch richtet sich an Fachleute un-
terschiedlichster Disziplinen, die mit der
Risikoanalyse und der präventiven Arbeit
befasst sind, um schwere Gewalttaten
gegen Kinder zu verhindern.
Schwere Gewalt gegen Kinder, Rita
Steffes-enn, Jens Hoffmann, Verlag für
Polizeiwissenschaft, 2010, 133 Seiten,
14,80 Euro, ISBN 978-3-86676-113-1

Schwere Gewalt
gegen Kinder

In Zeiten neuer Erscheinungsformen
des Terrorismus hat die rechtliche Proble-
matik der Gewährleistung von Sicherheit

Polizei unter dem
Grundgesetz

in den letzten Jahren immer mehr an
Aktualität gewonnen.

Sechzig Jahre nach Inkrafttreten des
Grundgesetzes werden in dem Band ver-
fassungs- und europarechtliche Fragen
der Sicherheit von
führenden Rechts-
experten erörtert.
Das Werk versam-
melt wichtige Stim-
men der rechtswis-
senschaf t l i chen
Disziplin und ver-
anschaulicht kom-
plexe Zusammen-
hänge und Frage-
stellungen.

Die Beiträge
verdeutlichen die Strukturen und Grund-
lagen der deutschen Verfassungsordnung
und beziehen interdisziplinäre sowie euro-
päische Entwicklungen und Ansätze mit
ein. Sie behandeln ausgewählte Rechts-
fragen zu Prävention und Repression,
Freiheit der Telekommunikation, Presse
und Polizei, dem Wandel der Sicherheits-
architektur sowie der Europäisierung der
Verfassung.

Das Werk ist der erste Band der
Schriftenreihe „Sicherheit. Polizeiwis-
senschaft und Sicherheitsforschung im
Kontext“, die sich der interdisziplinären
Behandlung von Sicherheitsfragen wid-
met.
Polizei unter dem Grundgesetz, Prof.
Dr. Dieter Kugelmann, Nomos Verlag,
2010, 129 Seiten, Broschiert, 29 Euro,
ISBN 978-3-8329-5406-2
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